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1. Einführung

1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 138 befindet sich in der Gemeinde Schorfheide,
im Süden der Ortslage Finowfurt im Landkreis Barnim. Es liegt südlich der Museumsstraße
und grenzt im Westen an die Biesenthaler Straße. In einer Entfernung von etwa 600 m west-
lich des Plangebietes verläuft die Autobahn A 11 (E 28). Östlich direkt angrenzend befindet
sich der Betriebs- und Bauhof eines Speditionsunternehmens.
Im Süden des Plangebietes in einem Abstand von etwa 55 m befindet sich die Plangebiets-
grenze des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 137 „Erweiterung Photovoltaik am
Flugplatz“, dessen bauliche Umsetzung 2011/2012 erfolgte. Der Geltungsbereich des aufge-
stellten Bebauungsplanes, schließt die Flurstücke 268 und 269 der Flur 13 in der Gemarkung
Finowfurt ein.

1.2 Anlass und Erforderlichkeit der Planaufstellung
Mit dem Schreiben vom 18.11.2011 stellte die Grundstücksgesellschaft Biesenthaler Straße
111 Christine Peter GbR Grunewaldstraße 36, 12165 Berlin-Steglitz bei der Gemeinde
Schorfheide den Antrag zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Ziel-
stellung sollte die planungsrechtliche Sicherung eines vorhandenen Gewerbestandortes zur
Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben aller Art sowie Lager-
häuser und Lagerplätze einschließlich zugehöriger Büroflächen sein. Gleichwohl soll durch
den verbindlichen Bauleitplan in diesem Bereich die Förderfähigkeit der vorhandenen Photo-
voltaikanlagen dauerhaft gesichert werden.
Als konkretes Vorhaben wurde hierbei die Errichtung 3 weiterer Wetterschutzhallen ange-
führt für die bereits eine Baugenehmigung erteilt wurde. Mit Fortschreibung des Planverfah-
rens nahm die bisherige Vorhabenträgerin von diesem konkreten Vorhaben aus wirtschaftli-
chen Aspekten insoweit Abstand, als das eine Umsetzung des Vorhabens in einem hierfür
vorgegebenen Zeitraum, welcher vertraglich in einem abzuschließenden Durchführungsver-
trag zu bestimmen ist, nicht realistisch erschien. Der Abschluss des Planverfahrens in Form
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist planungsrechtlich somit nicht möglich.

Da der Gewerbestandort nach wie vor planungsrechtlich langfristig gesichert werden soll
stellte die Vorhabenträgerin einen Antrag zur Umwidmung in einen Bebauungsplan gemäß §
8 BauGB. Diesem wurde auf der Gemeindevertretersitzung am 27.02.2013 statt gegeben.
Das Verfahren wird nunmehr als Bebauungsplan geführt.

2. Ausgangssituation

2.1 Bebauung und Nutzung
Auf dem Baugrundstück befinden sich 2 allseitig geschlossene Lagerhallen sowie 3 allseitig
offene Hallen. Auf allen Gebäuden sind auf den Dachflächen Photovoltaikanlagen installiert.
Im Weiteren sind die Außenflächen mit Betonsteinpflaster befestigt und dienen als Lager-
und Abstellfläche. Der Zugang zu den Flächen erfolgt von der östlichen Zufahrtsstraße (Flur-
stück 475) über 2 Toranlagen. Eine Toranlage an der westlichen Plangebietsgrenze ermög-
licht die Befahrung des Geländes von der Biesenthaler Straße (Flurstück 556) aus.
Der südliche Bereich hinter den offenen Hallen ist mit Schottermaterial (Betonrecycling) teil-
versiegelt (Schotterrasen). Der Zugang zu dieser teilbefestigten Fläche ist über ein Tor, wel-
ches sich an der östlichen Zufahrt befindet, gewährleistet.
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Ein etwa 16 m breiter Grünstreifen, auf dem sich eine Trafostation befindet begrenzt das
Plangebiet im Norden. Die Gesamtgröße der Grünflächen innerhalb des Geltungsbereiches
beläuft sich auf etwa 6.900 m².

2.2 Erschließung
Die verkehrstechnische Erschließung des Plangebietes ist über die Biesenthaler Straße (öf-
fentlicher Verkehrsweg) gesichert. Das westliche, zum Plangebiet gehörende Flurstück 268
schließt direkt an das Flurstück 556 an, auf dem sich die Biesenthaler Straße befindet.
Im Weiteren ist das Plangebiet ebenfalls von der östlichen Seite aus verkehrstechnisch über
eine befestigte Privatstraße erreichbar.

2.3 Ver- und Entsorgung
Der Planungsbereich gilt hinsichtlich der Trinkwasserversorgung und Schmutzwasserentsor-
gung, der Energieversorgung und Telekommunikation als voll erschlossen. Entsprechende
Leitungen in ausreichendem Querschnitt liegen bis zum Plangebiet an. Der Schmutzwasser-
anschluss war zwischenzeitlich abgemeldet. Die Wiederinbetriebnahme ist nach Anmeldung
beim zuständigen Versorger jederzeit möglich. Eine Wiederanmeldung beim Zweckverband
Eberswalde ist für Anfang April 2013 vorgesehen.

2.4 Löschwasserversorgung
Die Brandbekämpfung ist für amtsfreie Gemeinden kommunal abzusichern. Für den Lösch-
erstangriff in einer Brandsituation steht ein Unterflurhydrant zur Verfügung. Dieser befindet
sich auf dem Flurstück 269 an der nordöstlichen Plangebietsgrenze in der ausgewiesenen
Grünfläche.

2.5 Natur, Landschaft, Umwelt
Das Plangebiet liegt im Grenzbereich zwischen einer Landschaft, die überwiegend durch
großflächig zusammenhängende Waldflächen geprägt ist, und dem südlichen Randbereich
der Ortslage Finowfurt.
Straßenbegleitend, entlang der Biesenthaler Straße wachsen zwischen Fahrbahnkante und
Plangebiet Robinien unterschiedlichen Alters. Die Höhe der Bäume wird zwischen 10 m und
15 m geschätzt. Im nördlichen Plangebietsteil befindet sich eine etwa 16 m breite Grünfläche
die in eine Gehölzfläche übergeht, die an die Museumsstraße, welche das Luftfahrtmuseum
erschließt, angrenzt.
Die Naturausstattung des Geländes begrenzt sich auf relativ wenige Grünstrukturen und
überwiegend gewerblich genutzten Strukturen baulicher Anlagen.

2.5.1 Trinkwasserschutzzone

Das Plangebiet befindet sich nicht in einer Trinkwasserschutzzone.

2.6 Eigentumsverhältnisse
Das gesamte Plangebiet befindet sich im Eigentum der Grundstücksgesellschaft Biesentha-
ler Straße 111, Christine Peter GBR, Grunewaldstraße 36 in 12165 Berlin.

2.7 Altlasten
Das Plangebiet befindet sich in unmittelbarer Nähe zu den Flächen der ehemaligen Militär-
liegenschaft „02 FRAN 081B Flugplatz Eberswalde-Finow“, der ehemaligen „A 17/5 Altabla-
gerung hinter Fäkalienablassplatz“ und „A 17/11 Fäkalienablassstelle Hammerstück“ geplant.
Aufgrund der historischen Nutzung ist von Vorbelastungen auszugehen. Daher werden die
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Flächen im Altlastenkataster des Landkreises Barnim geführt1. Hieraus ergeben sich Pflich-
ten für den Grundstückseigentümer, die im Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzge-
setz (BbgAbfBodG) und im Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) geregelt und zu beach-
ten sind.

3. Planungsbindungen

3.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation
Mit baurechtlicher Genehmigung vom 26.10.1992 wurde auf dem Flurstück 269 eine 78,85 m
x 21,50 m große Halle zu Lager- und Bauzwecken errichtet, welche im Jahr 1993 in Betrieb
genommen wurde. In kurzer darauffolgender Zeit wurde festgestellt, dass zur weitern Siche-
rung und Aufstockung der Arbeitsplätze des Unternehmens eine Erweiterung der Lagerka-
pazitäten unbedingt erforderlich war. Um eine bauplanungsrechtliche Sicherung einer zwei-
ten Halle zu erzielen, wurde im Jahr 1994 durch die seinerzeit gewählte Gemeindevertretung
der Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan gefasst, dessen Geltungsbereich die
Flurstücke mit damaliger Bezeichnung 268, 269, 270 tlw., 272 bis 294, 295 tlw. und 296 bis
314 mit einer Gesamtfläche von 6,7 ha umfasste.
Das Planverfahren wurde bis zum Entwurfsstadium geführt. Ein Satzungsbeschluss wurde
nicht gefasst. Die auf dem Plangelände errichtete 2. Halle mit nahezu gleichen Abmessun-
gen und Funktionalität wurde auf Grundlage der vorliegenden Planreife nach § 33 BauGB
durch die Bauordnungsbehörde des Landkreises Barnim genehmigt. Die südliche Halle wur-
de in den Jahren 1994/ 1995 gebaut und fertig gestellt. Mit dem Datum vom 11.05.2010 wur-
de durch die Baugenehmigungsbehörde die Errichtung von 3 freistehenden Wetterschutzhal-
len auf den Flurstücken 268 und 269 der Vorhabenfläche genehmigt (Halle 1 bis 3).
Mit dem Bauantrag des Grundstückseigners im Mai 2011 wurde die Genehmigung zur Er-
richtung 3 weiterer Wetterschutzhallen einschließlich Befestigung der Hoffläche südlich im
Plangebiet beantragt. Diesem wurde mit dem Genehmigungsbescheid vom 15.12.2011
durch das Bauordnungsamt des Landkreises Barnim stattgegeben. Diese wurden bislang
noch nicht errichtet. Begründet durch aktuell wirtschaftliche Erwägungen der Vorhabenträge-
rin ist nicht sicher, dass diese 3 Wetterschutzhallen einschließlich der hierfür notwendigen
Befestigung der Zuwegung errichtet werden.

3.2 Landes- und Regionalplanung
Entsprechend dem § 1 Absatz 4 des Baugesetzbuches sind Bauleitpläne den Zielen der
Raumordnung anzupassen.
Gemäß der Mitteilung der Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung
vom 29.06.2012 wird die dargelegte Planungsabsicht insoweit beurteilt, dass diese den Zie-
len der Raumordnung nicht entgegenstehen. Die rechtlichen Grundlagen für die Beurteilung
der Planungsabsicht bilden das Landesentwicklungsprogamm 2007 (LEPro 2007) und die
Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 31. März
2009.
Es sind die Grundsätze 6.9 und 6.8 Abs. 2 des LEP B-B bei der weiteren Planung zu berück-
sichtigen.
Gemäß dem Grundsatz 6.9 des LEP B-B sollen die Gewinnung und Nutzung einheimischer
Bodenschätze und Energieträger als wichtiges wirtschaftliches Entwicklungspotenzial räum-
lich gesichert und hierbei Nutzungskonflikte minimiert werden. Grundsatz 6.8 Abs. 2 be-
stimmt für Vorhaben der technischen Infrastruktur, Ver- und Entsorgung sowie Energieer-

1 Stellungnahme des Landkreis Barnim Untere Bodenschutzbehörde (UB) vom 05.07.2012
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zeugung im Außenbereich vorrangig entsprechend vorgeprägte, raumverträgliche Standorte
mit- oder nachzunutzen.
Beiden Grundsätzen wird entsprochen, da es sich um einen seit fast 20 Jahren bestehenden
Gewerbestandort handelt, der auf einer vorbelasteten Fläche entstanden ist. Alle Dächer, der
bisher errichteten baulichen Anlagen sind mit Photovoltaikanlagen bestückt, die der Gewin-
nung von solarer Energie dienen.

3.3 Flächennutzungsplan
Für die Gemeinde Schorfheide liegt mit Wirksamkeit vom Februar 2009 der Flächennut-
zungsplan vor. Darin ist der beplante Bereich als Gewerbebaufläche dargestellt.

4. Planungskonzept

4.1 Ziele und Zwecke der Planung
Vorrangiges Ziel des aufgestellten Bauleitplanes ist die planungsrechtlich langfristige Siche-
rung des Gewerbestandortes und des dortigen baulichen Bestandes. Durch die Aufstellung
des Bauleitplanes soll für die Flurstücke 268 und 269 eine städtebauliche Ordnung im Sinne
des Baugesetzbuches erzielt werden.
Gleichwohl soll durch die getroffenen Festsetzungen ein Handlungsspielraum geschaffen
werden, der es ermöglicht den Gewerbestandort weiterentwickeln zu können, allerdings in
einem für den Standort verträglichem Maß. Auf Grund dessen sind nicht alle Nutzungen, die
gemäß des § 8 BauNVO in einem Gewerbegebiet möglich wären zugelassen.

4.1.1 Luftfahrtrechtliche Bestimmungen

Der bisher bestehenden Bauschutzbereich (Baubeschränkungsbereich Klasse A) war mit
Verkleinerung des Verkehrslandeplatzes nicht mehr erforderlich. Die Luftfahrtbehörde legte
eine Verkleinerung bzw. Anpassung nach § 17 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) fest. Nunmehr
ist von einem beschränkten Bauschutzbereich auszugehen. Danach dürfen Baugenehmi-
gungen der zuständigen Behörden im Umkreis von 1,5 Kilometer Halbmesser um den Flug-
platzbezugspunkt nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörde erteilt werden.
Der Bezugspunkt des beschränkten Bauschutzbereiches nach § 17 LuftVG ist auf die geo-
metrische Mitte der geänderten Start- und Landebahn (Flugplatzbezugspunkt) mit einer Hö-
he von 35,3 (116 ft) über NN festgelegt. Er wird durch Angabe der Koordinaten (WGS 84):
52°49’34,83“ N und 13°42’06,02“ E definiert.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt außerhalb des derzeit geltenden Baube-
schränkungsbereiches.
Gemäß der zum Vorentwurf des Bauleitplanes vorgebrachten Stellungnahme der Gemein-
samen oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg wird auf Grund der Lage außerhalb des
festgesetzten Bauschutzbereiches und unterhalb der Hindernisbegrenzungsflächen nach §
17 LuftVG (alte Fassung) des Verkehrslandeplatzes sowie der Höhe des Baubestandes da-
von ausgegangen, dass luftrechtliche Belange nicht beeinträchtigt werden.

4.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan
Der Bereich des Plangebietes ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Schorf-
heide vom Februar 2009 als gewerbliche Baufläche dargestellt. Die Ausweisung des Plan-
gebietes erfolgt als Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO. Der Bebauungsplan widerspricht
somit nicht dem Flächennutzungsplan.
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5. Planinhalt (Abwägung und Begründung)

5.1 Nutzung der Baugrundstücke

5.1.1 Art der baulichen Nutzung

Bis auf die knapp 970 m² große ausgewiesene Grünfläche wurde der Geltungsbereich des
Plangebietes als Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO ausgewiesen. Die hier runter fallenden
Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden
Gewerbebetrieben.
Die Ausweisung als Gewerbegebiet erfolgt in Hinblick auf die planungsrechtlich langfristige
Sicherung des vorhandenen Gewerbestandortes mit Erweiterungsmöglichkeiten hinsichtlich
zulässiger gewerblicher Nutzungen.

Hierzu wurde folgende Festsetzung getroffen:
Im Gewerbegebiet zulässig sind nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe aller
Art, Lagerhäuser, Lagerplätze, öffentliche Betriebe, Büro- und Verwaltungsgebäude im
Sinne des § 8 Absatz 1 Baunutzungsverordnung. Nicht zulässig sind Tankstellen, An-
lagen für sportliche Zwecke sowie Einzelhandelsbetriebe. (§ 1 Absatz 5 BauNVO)

Die Zulässigkeit von Gewerbebetrieben aller Art schließt eine große Bandbreite verschie-
denster Anlagentypen und Nutzungen ein. Mithin sind alle unter den Oberbegriff „Gewer-
be“ fallenden Anlagen und Betriebe, als auch Handwerksbetriebe im hergebrachten Sinne
sowie Betriebsformen gewerblicher Art, wie z.B. Läden oder Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes zulässig. Voraussetzung für die Zulässigkeit der vorgesehenen Nutzung im Ge-
werbegebiet ist, dass die „Anlagen nicht erheblich belästigen“.
Bei der Beurteilung der Anlagen und Nutzungen hinsichtlich der Zulässigkeit im jeweiligen
Gewerbegebiet wird zunächst auf den Katalog der im Anhang der 4. BImSchV genannten
Arten von Anlagen zurückgegriffen. „Danach sind im Gewerbegebiet im Grundsatz unzuläs-
sig die nach den §§ 4 ff. BImSchG i.v.m. § 2 Abs. 1 Nr. 1 der 4. BImSchV ( dies sind über-
wiegend die Anlagen der Spalte 1 des Anhangs der 4. BImSchV) genehmigungsbedürftige
Anlagen. … Dagegen sind die in Spalte 2 des Anhangs der 4. BImSchV aufgeführten Arten
von Anlagen ihrem Typ nach grundsätzlich im Gewerbegebiet zulässig, zumindest dann,
wenn sie beispielsweise eingehaust sind.“2

Die Einordnung von Gewerbetypen hinsichtlich der Entfernung zur schutzwürdigen Nutzung
wie die Abstandsleitlinie3 es vorsieht, kann bei der Beurteilung ob durch den Gewerbebetrieb
der Spalte 2 der 4. BImSchV erheblich belästigende Auswirkungen zu erwarten sind ein ent-
scheidendes Kriterium sein.
„Sofern Betriebe und Anlagen nicht nach den §§ 4 ff BImSchG genehmigungspflichtig sind,
muss in jedem Einzelfall geprüft werden, ob sie eine denkbare, aber in dem Gebiet selbst
nicht zulässige unmittelbar benachbarte Wohnnutzung erheblich belästigen würde. … Es
kommt auf den konkreten Abstand an, den der Betrieb zu der störempfindlichen Nutzung
wahrt, sowie auf die Störempfindlichkeit der in der Umgebung vorhandenen oder zulässigen
Nutzungen.“4 Die Zulässigkeit gewerblicher Anlagen ist also auch bei nicht genehmigungs-
bedürftigen Anlagen im Sinne des BImSchG nach der Störeinwirkung des einzelnen Anla-

2 Fickert/Fieseler Kommentar Baunutzungsverordnung 11. Auflage 2008 Kohlhammer-Verlag § 8 Abs.
2, Randnummer 6 (S. 713)
3 Empfehlungen zu den Abständen zwischen Industrie-/ Gewerbegebieten sowie Hochspannungsfrei-
leitungen/Funksendestellen und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung unter den Aspekt des
Immissionsschutzes des Ministers für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung vom 6. Juni 1995
4 Boeddinghaus BauNVO Kommentar, 4. Auflage Jehle Rehm Verlagsgruppe
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gentyps zu beurteilen. Zur Störeinwirkung zählt auch die Berücksichtigung des zu erwarten-
den An- und Abfahrtsverkehrs vom Gewerbestandort.
Bezogen auf den konkreten Standort „Biesenthaler Straße“ ist als schutzwürdige Nutzung die
nächstgelegene Wohnnutzung in der Biesenthaler Straße zu berücksichtigen, die sich 200 m
gemessen von der nördlichen Grenze des Plangebietes befindet.
Mit Betrachtung auf die o. g. Abstandsleitlinie wären im Gewerbegebiet Biesenthaler Straße
somit Anlagen der Abstandsklasse VI (Abstand bis 200 m) und V (Abstand bis 300 m) zuläs-
sig (siehe Anhang). Anlagen der Abstandsklasse V sind hierbei im südlichen Teil des Plan-
gebietes zu betrachten. In den Abstandklassen V und VI sind Anlagen aufgeführt, die der
Spalte 1 der 4. BImSchV zuzuordnen sind, diese sind im Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO
wie oben angeführt grundsätzlich nicht zulässig. Im Weiteren sind in Gewerbegebieten ge-
mäß § 8 BauNVO Beherbergungsbetriebe allgemein zulässig.
Am Gewerbestandort Biesenthaler Straße nicht zulässig sein sollen Tankstellen, Anlagen für
sportliche Zwecke sowie Einzelhandelsbetriebe. Die ausgeschlossenen Nutzungenarten
werden für den Gewerbestandort „Biesenthaler Straße“ aus städtebaulichen Gründen als
nicht angebracht angesehen, da hierfür im Gemeindegebiet, insbesondere in der Ortschaft
Finowfurt, geeignetere Gewerbestandorte vorhanden sind.
Gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 2 ist festgelegt, dass die ausnahmsweise zulässigen
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungs-
stätten nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.
Diese Nutzungsformen werden ausgeschlossen, da eine Entwicklung des Gebietes in diese
Richtung nicht das Planziel der allgemeinen planungsrechtlichen Sicherung des vorhande-
nen Gewerbestandortes mit optionalen Erweiterungsmöglichkeiten entspricht.

Hingegen soll eine Wohnung im gesamten Gewerbegebiet, die in Grundfläche und
Baumasse dem Gewerbebetrieb untergeordnet und für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter vorgesehen ist, zulässig sein. Dies wurde mit
der textlichen Festsetzung Nr. 3 festgeschrieben. Es wurde nur eine Wohnung für den ge-
samten Standort als zulässig erklärt, da diese als hinreichend betrachtet wird.
Dem Nutzer der als zulässig erklärtem Betriebswohnung, wird aus immissionsschutzrechtli-
cher Sicht ein höheres Maß an Belästigungen und Störungen durch z.B. Lärm, Staub und
Gerüche durch diese baurechtliche Ausnahme zugemutet. Durch das Immissionsschutzamt
wird in der Stellungnahme vom 24.04.2013 daraufhin gewiesen, dass sich angrenzend der
Standort einer nach BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen nach BImSchG (Bau-
schutt- und Bodenaufbereitungsanlage), von der im Besonderen Geräusch- und Staubemis-
sionen ausgehen und auf das Plangebiet einwirken, befindet.
Gemäß dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbescheid von September 2012
werden für die östlich zum Plangebiet gelegene genehmigte Anlage Betriebszeiten von Mon-
tags bis Freitags in der Zeit zwischen 7.00 Uhr und 16.00 Uhr angegeben. Für die Bau-
schuttaufbereitungsanlage wird ein maximales Geräuschmaß an der Anlage von 112 dB und
für die Bodenaufbereitungsanlage von 107 dB angegeben.
Der Schutzanspruch in Gewerbegebieten außerhalb von Gebäuden beträgt laut Punkt 6.1
der Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) Vom 26. August 1998 (GMBl Nr.
26/1998 S. 503) tagsüber 65 dB(A) und nachts 50 dB (A). Innerhalb von Gebäuden wird ge-
mäß Punkt 6.2 der TA Lärm der Tageswert mit 35 dB (A) und der Nachtwert mit 25 dB (A)
angegeben.
Im Rahmen des Abwägungsprozesses zwischen den öffentlichen und privaten Belangen
wird hierbei auf die Verantwortlichkeit des Eigentümers und Nutzers der Gewerbegebietsflä-
che abgestellt. Zum einen befindet sich bislang noch keine Betriebswohnung innerhalb des
Plangebietes. Gleichwohl wurden keine Ambitionen hinsichtlich der zeitnahen Errichtung
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einer Betriebswohnung signalisiert. Es handelt sich bei dem vorliegenden Bauleitplan um
eine Angebotsplanung, die trotz der einschränkenden Festlegung, hinsichtlich der zulässigen
gewerblichen Nutzungen, ausreichende Entwicklungsmöglichkeiten zulässt, deren damit
einhergehender Belästigungsgrad für den eingeschränkten Benutzerkreis der zulässigen
Betriebswohnung nicht absehbar ist, so dass konkrete Festsetzungen hierzu nicht zweck-
mäßig erscheinen bzw. gar nicht möglich sind. Gleiches gilt für die benachbarte genehmigte
Bauschutt- und Bodenaufbereitungsanlage, deren Abstand zur zulässigen Betriebswohnung
derzeit nicht bestimmbar ist.

Dennoch ist auf der Planzeichnung der Hinweis aufgenommen worden, dass im Fall der Er-
richtung einer Betriebswohnung empfohlen wird, die Lage der Betriebswohnung auf dem
Plangebiet so zu legen, dass die negativen Auswirkungen auf den bestimmten Personen-
kreis so gering wie möglich ausfallen und bauliche Vorkehrungen (Schallschutzmaßnahmen)
am Gebäude selbst vorgesehen werden sollten.
So führt auch das Immissionsschutzamt in der Stellungnahme vom 24.04.2013 im weiteren
aus, dass: „unter Berücksichtigung des verminderten Schutzanspruches eines Gewerbege-
bietes jedoch schädliche Umwelteinwirkungen ausgehend von der nach BImSchG genehmi-
gungsbedürftigen Anlage im Geltungsbereich des vorliegenden Planentwurfes nicht zu er-
warten sind.

Die bereits baurechtlich genehmigten 3 weiterer Wetterschutzhallen sowie eines Fahrweges
entsprechen in ihrer baulichen und nutzungsbedingten Art der Ausweisung eines Gewerbe-
gebietes im Sinne des § 8 BauNVO.

5.1.2 Maß der baulichen Nutzung

Für das Gewerbegebiet wurde eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. Dies stellt
gemäß § 17 BauNVO die Obergrenze für Gewerbegebiete dar. Die festgelegte GRZ spiegelt
in etwa den bisher bestehenden baulichen Bestand dar. Hierin eingerechnet ist die teilver-
siegelte Schotterrasenfläche von 4.480 m².
Für die baulichen Anlagen wurde eine Obergrenze für die Höhe der baulichen Anlagen von
43,00 m ü NHN festgelegt. Als unterer Bezugspunkt wurde die Höhe von 33,59 m ü NHN
bestimmt. Somit sind Gebäudehöhen von bis zu 9,40 m innerhalb des Plangebietes zulässig.
Die Festlegung wurde abgeleitet von der Höhe der bereits bestehenden baulichen Anlagen,
insbesondere der Hallen 1 und 2 mit einem Zuschlag von etwa 90 cm um einen etwaigen
Umbau der Dachanlagen planungsrechtlich nicht auszuschließen.
Da bereits ein Zuschlag bei der Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen einkalkuliert
wurde, soll eine Überschreitung der Höhe nicht zugelassen werden. Mit der Festsetzung soll
eine Einbindung in das Landschaftsbild gewahrt bleiben.

5.1.3 Überbaubare Grundstücksfläche

Zur Abgrenzung der bebaubaren Grundstücksfläche von der nichtüberbaubaren Grund-
stücksfläche wurde eine Baugrenze festgesetzt.
Die Baugrenze schließt die vorhandenen gleichwohl die baurechtlich genehmigten aber bis-
lang noch nicht errichteten baulichen Anlagen ein.
Die Errichtung von Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen, soweit
sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind, können auf der nicht überbauba-
ren Grundstücksfläche (außerhalb der Baugrenze) errichtet werden.



Bebauungsplan Nr. 138 „Gewerbestandort Biesenthaler Straße“
Gemeinde Schorfheide Satzung in der Fassung vom 05.06.2013
_____________________________________________________________________________________________________

11

5.1.4 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft

Festsetzung Nr. 5: Die Befestigung von Stellplätzen innerhalb des Gewerbegebietes ist in
wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 1 BauGB)

Die Festsetzung leitet sich aus dem Vermeidungsgebot des Bundesnaturschutzgesetzes ab,
welches besagt, dass vermeidbare Eingriffe zu unterlassen sind. Die Vollversiegelung von
Stellplätzen wird als vermeidbar angesehen, da teilversiegelte Befestigungen die volle Funk-
tion eines Abstellplatzes für Kraftfahrzeuge erfüllen können.

5.1.5 Grünflächen

Die bestehende nördliche unbefestigte Freifläche wurde als private Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr.
15) ausgewiesen. Diese soll als langfristig als weitgehend unbebaute Fläche erhalten bleiben.

5.1.6 Flächenbilanz

Tabelle 1 Planstatistik
Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungs-
planes

Gesamtfläche des Plangebietes 30.974 m²

Ausweisung Versorgungsfläche 6 m²

Ausweisung als Gewerbegebiet 30.000 m²

Zulässige Grundfläche bei einer GRZ von 0,8 24.000 m²

Bebaubare Fläche (Abgrenzung durch Baugrenze) 26.263 m²

Bereits überbaut durch bauliche Anlagen
Davon:

24.066 m²

Beide Lagerhallen: 3.026 m²

Betonpflaster auf ungebundener Tragschicht
Wetterschutzhalle 1 bis 3 überdecken davon 2.080 m² gepflas-
terten Boden

Ca. 16.560 m²

Schotterrasen, teilversiegelt, wasserdurchlässig Ca. 4.480 m²

Bestehende unversiegelte Freiflächen (Grünflächen)
Davon:

Ca. 6.900

Ausweisung einer privaten Grünfläche 968 m²

5.2 Ausgleichsmaßnahmen
Im Rahmen der Baugenehmigung vom 21.10.2011 bzw. dem Änderung des Genehmigungs-
bescheides mit Datum vom 15.12.2011 wurde als Nebenbestimmung die Entsiegelung be-
reits bestehender Pflasterflächen und der Rückbau der teilversiegelten Fläche (Recyclingflä-
che) festgeschrieben. Sie dienen dem Ausgleich für die Errichtung der 3 weiteren Wetter-
schutzhallen und dem Fahrweg.

5.3 Nachrichtliche Übernahmen
Nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen wurde das Trafogebäude an der nördli-
chen Plangebietsgrenze. Es wurde als Versorgungsfläche dargestellt.
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6. Umweltbericht

6.1 Einleitung
Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a ist eine Umweltprüfung
durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt wer-
den und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden.
Die Gemeinde legt dazu für den Bebauungsplan fest, in welchem Umfang und Detaillie-
rungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist.
Hinsichtlich des Detaillierungsgrades der Umweltprüfung werden dazu die Träger öffentlicher
Belange und sonstiger Behörden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung um eine
Aussage gebeten, um dem naturschutzfachlichen Belangen gerecht zu werden.
Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allge-
mein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans
angemessenerweise verlangt werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Ab-
wägung zu berücksichtigen.

6.1.1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans

Grundsätzliche Zielstellung der Aufstellung des Bebauungsplanes ist die langfristig pla-
nungsrechtliche Sicherung des Bestandes baulicher Anlagen im Sinne der Brandenburgi-
schen Bauordnung sowie die Stabilisierung und Weiterentwicklung des Gewerbestandortes
im Rahmen der getroffenen Festsetzungen. Auf Grund dessen wurde eine Gewerbegebiets-
ausweisung gemäß dem § 8 der BauNVO festgesetzt. Als Nutzungen ausgeschlossen wer-
den Tankstellen, Einzelhandelsbetriebe, Anlagen für sportliche Zwecke, Vergnügungsstätten
sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. Die Grundflä-
chenzahl, die bestimmt in welchem Umfang Boden überbaut werden darf, ist mit 0,8 festge-
setzt. Das bedeutet, dass 80 % der als Gewerbegebiet ausgewiesenen Fläche bebaut wer-
den dürfen. Für Anlagen der Hauptnutzung darf dies jedoch nur innerhalb der festgelegten
Baugrenzen geschehen.

6.1.2 Für die Umweltprüfung relevante Fachgesetze und Fachpläne

6.1.2.1 Fachgesetze

Eingriffsregelung nach BauGB und BNatschG
Der Bebauungsplan allgemein stellt keinen Eingriff gemäß BNatSchG und BbgNatSchAG dar.
Er schafft jedoch die planungsrechtlichen Grundlagen für Eingriffe. Es müssen die zu erwar-
tenden erheblichen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft durch das geplante Vor-
haben im Rahmen einer Umweltprüfung fachlich ermittelt werden und im sogenannten Um-
weltbericht gemäß § 2 a BauGB beschrieben und bewertet werden. Auf dieser Basis sind
dann entsprechende Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung bzw. zum Ausgleich zu
entwickeln und gemäß § 1a Abs. 3 in gerechter Abwägung von privaten und öffentlichen Be-
lange zu berücksichtigen.
Die Situation im vorliegenden Bauleitplan stellt sich so dar, dass die Eingriffe in den Natur-
haushalt mit Umsetzung der ordnungsgemäß erteilten baurechtlich genehmigten Vorhaben
bereits erfolgt sind. Die Eingriffsregelung für die durchgeführten Bauvorhaben ist abgearbei-
tet worden. Die Leistungen zum Ausgleich wurden durchgeführt bzw. sind für das letztlich
genehmigte Vorhaben angemessen bestimmt und müssen mit fertig gestelltem Bauvorhaben
umgesetzt sein.
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Schutz streng geschützter Arten nach BNatSchG
Der besondere Artenschutz des § 44 BNatSchG in Verbindung mit Art. 12 FFH-RL und Art. 5
VSchRL erfordert zusätzlich eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, inwieweit ein Vor-
haben erhebliche Auswirkungen auf bestimmte Artengruppen haben könnte.
Für den konkret vorliegenden Bebauungsplan stellt sich die Sachlage so dar, dass erhebli-
che Auswirkungen auf bestimmte Artengruppen nicht zu erwarten sind, da es sich um einen
bereits bestehenden gewerblich genutzten Siedlungsbereich handelt auf dem der bauliche
Bestand langfristig planungsrechtlich gesichert werden soll.

6.1.2.2 Fachpläne

Für den Landkreis Barnim liegt seit 1997 der Landschaftsrahmenplan vor der die Zielvorga-
ben der Landschaftsplanung in der Bauleitplanung auf örtlicher Ebene enthält.
Für den ehemaligen Amtsbereich Finowfurt liegt ein Landschaftsplan vor.

Im Rahmen der Entwurfsplanung des Bebauungsplanes Nr. 19 wurde ein Grünordnungsplan
erarbeitet bzw. wurden Kompensationsmaßnahmen für die bestehende Betriebsstätte be-
stimmt.

6.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

6.2.1 Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung sind z.B. FFH - und SPA-Gebiete bzw. grund-
sätzlich Gebiete die zum Netz Natura 2000 gehören.
Auswirkungen auf solche Gebiete durch Vorhaben innerhalb des Plangebietes sind nahezu
auszuschließen, da sich im Wirkkreis des Plangebietes keine Schutzgebiete befinden.

6.2.2 Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter

Die im Rahmen einer durchzuführenden Umweltprüfung zu berücksichtigen Schutzgüter sind
aufgeführt im § 1 Abs. 7 a, c und d des Baugesetzbuches (BauGB). Zusammengefasst sind
dies die Schutzgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere, Pflanzen, Mensch sowie die Kultur
und sonstigen Sachgüter.

6.2.2.1 Schutzgut Boden/ Wasser

Mit Umsetzung der geplanten 3 Wetterschutzhallen einschließlich des Fahrweges, die durch
die Baugenehmigung vom 15.12.2011 zulässig errichtet werden dürfen, ist die Versiegelung
von 3.240 m² Boden vorbereitet. Die Errichtung der baulichen Anlagen ist im südlichen Plan-
bereich auf der Schotterasenfläche vorgesehen. In der Baugenehmigung ist als Nebenbe-
stimmung festgelegt, dass die restliche Schotterrasenfläche, die nicht bebaut werden soll
vollständig zurück zu bauen und mit Mutterboden aufzufüllen ist. Dies sind 1.240 m² Fläche
Im Weiteren ist die Entsiegelung von voll versiegelten Flächen im westlichen Bereich des
Plangebietes festgeschrieben. Diese umfassen 2.150 m² Die Umsetzung der naturschutz-
rechtlichen Maßnahme ist mit Fertigstellung der geplanten Baumaßnahme abzuschließen.
Der Ausgleich für die 3 genehmigten Wetterschutzhallen ist mit Umsetzung der Maßnahmen
erbracht.
Wird das bereits genehmigte Vorhaben nicht umgesetzt erübrigt sich diese Ausgleichsmaß-
nahme.
Da die Fortführung des Planverfahrens als Angebotsplanung erfolgt, sind die sich hieraus
ergebenden Eingriffsmöglichkeiten zu bewerten. Für die ausgewiesene Gewerbegebietsflä-
che von 30.000 m² ist bei der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,8 eine Versiegelung von
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24.000 m² Boden zulässig. Dies ist für Anlagen der Hauptnutzung nur innerhalb der festge-
setzten Baugrenze möglich.
Zur Zeit der Planaufstellung 2012/2013 sind insgesamt bereits 24.066 m² überbaut. 19.586
m² (16.560 m² + 3.026 m²) sind mit baulichen Anlagen überdeckt. Eine Fläche von 4.480 m²
ist mit Schotterrasen (südliche Plangebiet) teilweise versiegelt.
Sollte nunmehr zu einem späteren Zeitpunkt für ein anderes Bauvorhaben die Schotterra-
senfläche in Anspruch genommen werden so ist dieser Eingriff in das Schutzgut Boden in
angemessener Weise auszugleichen.
Gerechtfertig erscheint ein Ausgleichsfaktor von 2:1 für Versiegelungen anzusetzen. Es
handelt sich insgesamt um vorbelastete Böden, die auf die ehemalige Nutzung des Gelän-
des der Betriebsstätte KIM (Kombinat Industrieelle Mast) zurückgeführt werden und die Flä-
che weist eine Teilversiegelung mit Schotter auf.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind mit Umsetzung der geplanten bau-
rechtlich genehmigten Baumaßnahme nicht zu erwarten, da die beabsichtigten Neuversiege-
lungen durch Entsiegelungsmaßnahmen innerhalb der Vorhabenfläche ausgeglichen werden
sollen.
Gleiches gilt für mögliche andere geplante Baumaßnahmen soweit es sich bei der Versiege-
lung der Flächen um Verschiebungen des Versiegelungsgrades innerhalb des Geltungsbe-
reiches handelt.
Das Plangebiet befindet sich gemäß der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzge-
bietes Eberswalde vom 25. Oktober 2011 (GVBl.II/11, [Nr. 75] in keinem Trinkwasserschutz-
gebiet. Der Grundwasserstand wird mit 2,00 m bis 2,50 m unter Gelände angegeben.
Das anfallende Niederschlagswasser auf dem befestigten Gelände wird über Sammelanla-
gen in den in der Biesenthaler Straße anliegende Regenwasserkanal geleitet.
Für die Versickerung anfallendes Niederschlagswasser auf den geplanten baulichen Anlagen
steht umliegend ausreichend unbefestigte Fläche zur Verfügung.
Erhebliche Auswirkungen auf den Wasserhaushalt sind somit nicht zu erwarten.

6.2.2.2 Schutzgut Klima/ Luft

Die kleinklimatischen Bedingungen eines Standortes definieren sich über die bereits vorhan-
denen baulichen Anlagen (Pflasterfläche, Gebäude) und den umliegenden Flächen. Grund-
sätzlich erwärmt sich die Luft über versiegelten Flächen wesentlich schneller als über vege-
tationsbestandenen, unversiegelten Flächen.
Im grünordnerischen Konzept zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 19 von 1994 wurden
die Auswirkungen auf das Schutzgut mit keinen positiven oder negativen Folgen veran-
schlagt.
Die geplanten und bereits baurechtlich genehmigten baulichen Anlagen 3 weiterer Wetter-
schutzhallen haben mit Durchführung der vorgesehen Ausgleichsmaßnahmen (Entsiegelun-
gen/ Rückbau) keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/ Luft.

6.2.2.3 Schutzgut Tiere/ Pflanzen

Grünstrukturen die Pflanzen und Tieren Lebensraum bieten sind nur zu etwa 20 % auf der
Plangebietsfläche vorhanden. Diese sollen erhalten bleiben. Erhebliche Auswirkungen auf
das Schutzgut sind daher nicht zu erwarten.

6.2.2.4 Schutzgüter Mensch, Landschaftsbild, Kultur und sonstige Sachgüter

Es handelt sich um einen vorhandenen Gewerbestandort deren Nutzungsintensität im Rah-
men der Zulässigkeit des § 8 BauNVO und den getroffenen Festsetzungen entwickelt wer-
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den kann. Erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter Landschaftsbild, Kultur und sonstige
Sachgüter sind damit nicht verbunden.
Für das Gewerbegebiet ist die Errichtung einer Betriebswohnung als zulässig bestimmt wor-
den. Dem Nutzer der Betriebswohnung, wird aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ein hö-
heres Maß an Belästigungen und Störungen durch z.B. Lärm, Staub und Gerüche durch die-
se baurechtliche Ausnahme zugemutet.
Die sich ergebenden Auswirkungen auf den eingeschränkten Nutzerkreis können vermindert,
wenn nicht sogar vollständig vermieden werden, wenn die Lage der Betriebswohnung inner-
halb des Plangebietes so bestimmt wird, dass diese dem Emissionspunkt abgewandt sind
und bauliche Vorkehrungen am Gebäude selbst vorgesehen werden (Schallschutzmaßnah-
men).
Im Weiteren wurde die gewerbliche Nutzung hinsichtlich der Zulässigkeit von Einzelhandels-
betrieben, Geschäftsgebäuden, Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke, Vergnügungs-
stätten eingeschränkt. Diese sind im Gewerbegebiet unzulässig. Mit dieser Einschränkung
wurden die Belange des Schutzgutes Mensch insoweit berücksichtigt, dass die mit diesen
ausgeschlossenen Nutzungen einhergehende verkehrliche Belastung für die Anwohner der
Biesenthaler Straße vermieden wurde.

6.3 Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen

6.3.1 Bewältigung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung

Ausgehend davon, dass die Abarbeitung der Eingriffsregelung für die bisher errichteten bau-
lichen Anlagen abgearbeitet wurde, bestehen für die mit Bescheid vom 15.12.2011 geneh-
migten 3 weiteren Wetterschutzhallen einschließlich der Hofbefestigung folgende Nebenbe-
stimmungen der Bauordnungsbehörde Fachbereich Naturschutz:
- Entsiegelung/ Rückbau von bereits bestehender Pflasterfläche von etwa 1570 m²
- Rückbau der teilversiegelten südlichen Fläche im Plangebiet und Auffüllen mit Mutterboden,
ca. 2220 m²
Ferner wird für Planungen und Umsetzung anderer baulicher Maßnahmen, die mit neuen
Vollversiegelungen in Verbindung stehen, empfohlen einen Entsiegelungsquotient von 2:1
anzusetzen. Die Entsiegelung soll auf dem eigenen Grundstück erfolgen. Als Möglichkeit der
Festlegung wird die Aufnahme einer Nebenbestimmung in der Baugenehmigung gesehen.

6.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten
Anderweitige Planungsmöglichkeiten sind speziell auf das konkret vorliegende Vorhaben
bezogen nicht relevant, da es sich um einen bereits gewerblich etablierten Standort handelt.
Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient der langfristig planungsrechtlichen Sicherung
der bereits bestehenden baulichen Anlagen sowie gewerblicher Erweiterungsmöglichkeiten
der Nutzung mit festgesetzten Einschränkungen.

6.5 Zusätzliche Angaben

6.5.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren

Für die Beurteilung der zu erwartenden Auswirkungen auf den Naturhaushalt wurden die
bisher vorliegenden Unterlagen ausgewertet und verwendet:
- Bebauungsplan Nr. 19, Entwurfsstadium, Ingenieurbüro Langer 1994
- Gewerbegebiet Biesenthaler Straße, Konzeption zur Vorbereitung Städtebaulicher Vorbe-
scheid, Ingenieurbüro Langer 1999
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- Kompensationsmaßnahmen an der Betriebsstätte der Universal Tief- und Ingenieurbau
GmbH, Institut Gehölze in der Landschaft GbR (IGeL- 93), Unter den Eichen in 16259 Neu
Gersdorf
- Baugenehmigungsunterlagen vom 15.12.2011, AZ 01703-11-30 und vom 11.05.2010 AZ
00828-10-02;
Am 16. Mai 2012 erfolgte eine örtliche Begehung des Geländes.

6.5.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung (Monitoring)

Nach § 4 c Baugesetzbuch (BauGB) obliegt dem Planträger – hier die Gemeinde Schorfhei-
de – die Überwachungspflicht über die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der
Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige
Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur
Abhilfe zu ergreifen.
Die Kontrolle umfasst die Realisierung und Beachtung aller aufgeführten bzw. festgesetzten
Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung sowie zum Ausgleich der prognostizierten Be-
einträchtigungen.

6.6 Allgemein verständliche Zusammenfassung des Umweltberichts
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes und dessen erfolgreicher Abschluss soll langfristig
die planungsrechtliche Sicherheit für die bestehenden baulichen Anlagen gesichert sowie
bauliche Erweiterungen und Nutzungsänderungen optional ermöglicht werden.
Beim überplanten Gebiet handelt es sich um einen Gewerbestandort in der südlichen Orts-
randlage von Finowfurt, von dem keine erheblich belästigenden Auswirkungen zu erwarten
sind. Angrenzend befinden sich weitere dienstleistende Betriebsstätten (Prietz und Rotpunkt),
das Luftfahrtmuseum und südlich angrenzend der ehemalige Flugplatz, dessen Freiflächen
überwiegend mit Photovoltaikanlagen bebaut sind.
Es wird davon ausgegangen, dass die zu erfüllenden Ausgleichsleistungen mit Errichtung
der bisher bestehenden baulichen Anlagen umgesetzt wurden.
Die gewerbliche Nutzung wurde hinsichtlich der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben,
Geschäftsgebäuden, Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke, Vergnügungsstätten ein-
geschränkt. Diese sind im Gewerbegebiet unzulässig. Mit dieser Einschränkung wurden die
Belange der Öffentlichkeit insoweit berücksichtigt, dass die mit diesen ausgeschlossenen
Nutzungen einhergehende verkehrliche Belastung für die Anwohner der Biesenthaler Straße
vermieden wurde.
Für die Errichtung 3 weiterer Wetterschutzhallen mit Hofbefestigung wurde in der bereits
erteilten Baugenehmigung per Nebenbestimmung die Entsiegelung von Flächen innerhalb
des Plangebietes beauflagt.
Erhebliche Auswirkungen auf die schutzbefohlenen Güter sind mit langfristig planungsrecht-
licher Sicherung des Gewerbestandortes auf den Flurstücken 268 und 269 in der Flur 13 der
Gemarkung Finowfurt nicht zu erwarten.

7. Auswirkungen der Planung

7.1 Auswirkungen auf ausgeübte Nutzungen
Durch die planungsrechtliche Sicherung des vorhandenen Gebäudebestandes und Befesti-
gungen sowie die ggf. vorgesehenen Erweiterung der baulichen Anlagen durch 3 Wetter-
schutzhallen ergeben sich keine Auswirkungen auf bislang ausgeübte Nutzungen. Der Ab-
stand zur nächstgelegenen, im FNP als Wohnnutzung dargestellten Bebauung (Melchower
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Ring), bemisst sich auf mindestens 1000 m. Der Abstand zur Bebauung an der Biesenthaler
Straße (Mischbaufläche) beträgt 200 m.
Mit der Festsetzung Nr. 1 wird die Zulässigkeit nur für Gewerbebetriebe bestimmt die nicht
erheblich belästigend sind. Ein Nutzungskonflikt gegenüber der schutzbedürftigen vorhande-
nen Wohnbebauung in der Entfernung von 200 m ist mit der Beschränkung des Störgrades
nicht zu erwarten.

7.2 Verkehr
Der Planbereich ist als Gewerbegebiet gemäß § 8 der BauNVO festgesetzt. Dies ermöglicht
an diesem Standort auch andere gewerbliche Nutzungen als die bereits bestehenden.
Grundsätzlich sind hierunter Gewerbebetriebe zu verstehen, von denen keine erheblich be-
lästigenden Auswirkungen zu erwarten sind.
Die Biesenthaler Straße ist eine kommunale öffentliche Straße, die der Erschließung des
Gewerbestandortes dient. Die zu erwartende Verkehrsbelastung die mit einer Erweiterung
bzw. Nutzungsänderung des Gewerbestandortes verbunden sein kann, ist nicht abschlie-
ßend bestimmbar und im konkreten Einzelfall zu bewerten. Um dahingehende Einflüsse zu
minimieren, wurden bereits Nutzungen ausgeschlossen, bei denen mit erhöhten Verkehrs-
aufkommen zu rechnen ist.

7.3 Ver- und Entsorgung
Die bereits bestehenden Ver- und Entsorgungsanlagen bleiben von der Erweiterung der bau-
lichen Anlagen unberührt. Der Unterflurhydrant wurde vermessungstechnisch erfasst und ist
in der Planzeichnung dargestellt (siehe Darstellung der Planunterlage).
Der abgemeldete Schmutzwasseranschluss kann kurzfristig wieder angemeldet werden.

7.4 Natur, Landschaft, Umwelt
Durch die Erweiterung der baulichen Anlagen ergeben sich keine erheblichen Auswirkungen
auf den Naturhaushalt.

7.5 Kosten und Finanzierung
Die Kosten für die Planung sowie für sonstige damit im Zusammenhang stehende Aufwen-
dungen werden von der Grundstückseigentümerin: Grundstücksgesellschaft Biesenthaler
Straße 111 Christine Peter GbR Grunewaldstraße 36 12165 Berlin-Steglitz übernommen.

8. Verfahren
Auf der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Schorfheide am 14.12.2011 wurde der Be-
schluss über die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Gewerbestandort
Biesenthaler Straße“ unter der Beschlussnummer BA/0350/11 gefasst.
Die frühzeitige Bürgerbeteiligung fand am Mittwoch den 11. Januar 2012 in Form einer Bür-
gerversammlung im Beratungsraum der Gemeinde Schorfheide Erzbergerplatz 1 statt. Die
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses sowie die Information über die Durchführung
der Bürgerversammlung erfolgten im Amtsblatt Nr. 13/2011 für die Gemeinde Schorfheide
am 16. Dezember 2011.
Mit dem Schreiben vom 7. Juni 2012 an die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt sind, wurden im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB über die Planung unterrichtet und dazu aufge-
fordert sich zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2
Abs. 4 zu äußern.
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Einwendungen oder Bedenken gegen die Planung wurden nicht vorgebracht. Seitens des
Landkreises wurde die Anregung vorgebracht die Trauf- und Firsthöhen in geeigneter Form
festzusetzen. Dies wurde nicht berücksichtigt. Jedoch wurde die Oberkante der baulichen
Anlagen als Höchstmaß festgesetzt und ein unterer Bezugspunkt. Es erfolgte eine flächen-
hafte Darstellung als Gewerbegebiet. Im Weiteren wurde die zu erhaltende Grünfläche im
nördlichen Bereich ausgewiesen und die überbaubare Grundstücksfläche durch eine Bau-
grenze festgesetzt.
Hinweise zum Umweltbericht bzw. zu dessen Detaillierungsgrad erfolgten nicht.
Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 138 „Gewerbestandort Biesent-
haler Straße“ lag mit Begründung einschließlich Umweltbericht vom 17. September 2012 bis
einschließlich 16. Oktober 2012 zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Im gleichen Zeitraum
erfolgte die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange.
Zum Entwurf wurde seitens von Bürgern Bedenken gegen die uneingeschränkte Nutzung
des gewerblichen Standortes erhoben. Insbesondere gegen das Betreiben von Einzelhandel
und den damit verbundenen Käuferzustrom z. B bei einem Sonderposten-Markt werden er-
hebliche Veränderungen des jetzigen Verkehrsaufkommens befürchtet. Gleiches wird auch
für die Betreibung einer Tankstelle oder von sportlichen Anlagen befürchtet.
Auf Grund dieser Einwendung wurden diese Nutzungsmöglichkeiten im vorliegenden Plan-
entwurf ausgeschlossen.
Seitens der Träger öffentlicher Belange und sonstiger Behörden erfolgten keine Einwendun-
gen. Die vorgebrachten Hinweise wurden im Planentwurf weitestgehend berücksichtigt.
Auf der Gemeindevertretersitzung am 27.02.2013 wurde entsprechend dem schriftlichen
Antrag der Vorhabenträgerin und Eigentümerin des Plangrundstückes der Beschluss zur
Umwidmung in einen Bebauungsplan gemäß § 8 BauGB gefasst.
Das Verfahren wurde nunmehr als Bebauungsplan geführt. Der Entwurf des Bebauungspla-
nes Nr. 138 „Gewerbestandort Biesenthaler Straße“ in der Fassung vom 13.03.2013 lag mit
Begründung und Umweltbericht vom 18.03.2013 bis einschließlich 17. April. 2013 zu jeder-
manns Einsicht öffentlich aus. Im gleichen Zeitraum erfolgte die Beteiligung der berührten
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange.
Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Einwendungen, Hinweise, Bedenken oder Anregun-
gen vorgebracht.
Von den Behörden erfolgte vom Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Immissionsschutz der Hinweis, dass mittlerweile auf der östlichen Nachbarschafts-
fläche eine nach BImSchG genehmigungsbedürftige Anlage (Bauschutt- und Bodenaufberei-
tungsanlage) von der im Besonderen Geräusch- und Staubemissionen ausgehen und auf
das Plangebiet einwirken, genehmigt wurde. Dies könnte insbesondere für die im Plangebiet
zulässige Betriebswohnung von Bedeutung sein.
Hieraus ergibt sich in Bezug auf die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse aufgrund
der tatbestandlichen Einschränkungen mit der Festsetzung der besonderen Art der baulichen
Nutzung als Gewerbegebiet ein höheres Maß an Belästigungen und Störungen durch Immis-
sionen (z.B. durch Lärm, Staub und Gerüche) die einem bestimmten, sich dafür bereitfinden-
der Personenkreis zugemutet werden.
Entsprechend der Stellungnahme des Immissionsschutzamtes im Weiteren sind unter Be-
rücksichtigung des verminderten Schutzanspruches eines Gewerbegebietes jedoch schädli-
che Umwelteinwirkungen ausgehend von der nach BImSchG genehmigungsbedürftigen An-
lage im Geltungsbereich des vorliegenden Planentwurfes nicht zu erwarten. Aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht bestehen zum vorliegenden Planentwurf daher keine Bedenken.



Bebauungsplan Nr. 138 „Gewerbestandort Biesenthaler Straße“
Gemeinde Schorfheide Satzung in der Fassung vom 05.06.2013
_____________________________________________________________________________________________________

19

9. Rechtsgrundlagen
Für die Erarbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden nachstehende
Rechtsgrundlagen zu Grunde gelegt:
-Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 2004 S.
2414, zuletzt geändert  am 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509)
-Baunutzungsverordnung (Bau NVO) in der Fassung vom 23.01.1990, zuletzt geändert durch
Art.3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466)
-Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl 1991 I S.58), geändert
durch Art. 2 G v 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509)
-Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
September 2008 (GVBl.I/08, [Nr.14], S.226), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 29. November 2010 (GVBl.I/10 [Nr. 39])
-Bundesnaturschutzgesetz i.d.F. vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch
Art. 7 des Gesetzes zur Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und anderer umwelt-
rechtlicher Vorschriften vom 21. Januar 2013, I 95
-Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches
Naturschutzausführungsgesetz- BbgNatSchAG) Vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 03])
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Anhang
Abstandsleitlinie

Empfehlungen zu den Abständen zwischen Industrie-/Gewerbegebieten sowie
Hochspannungsfreileitungen/Funksendestellen und Wohngebieten im Rahmen der
Bauleitplanung unter den Aspekten des Immissionsschutzes des Ministers für Umwelt,
Naturschutz und Raumordnung vom 6. Juni 1995
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Empfehlung zu den Abständen zwischen 
Industrie-/Gewerbegebieten sowie 

Hochspannungsfreileitungen/Funksendestellen 
und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung 

unter den Aspekten des Immissionsschutzes 
(Abstandsleitlinie) 

des Ministers für Umwelt, Naturschutz und 
Raumordnung 

Vom 6. Juni 1995 
 
Diese Empfehlung konkretisiert als Leitlinie Immissionsbe-
lange für die Bauleitplanung. Sie soll auf diese Weise als 
Orientierungshilfe für die Immissions- und Strahlenschutzbe-
hörden bei der Abgabe von Stellungnahmen in der Bauleitpla-
nung dienen. Denn Schutzabstände können erforderlich wer-
den, wenn bei benachbarten unterschiedlichen Gebietsnutzun-
gen schädliche Umwelteinwirkungen auf andere Weise nicht 
verhindert werden können. Die in Anlage 1 aufgeführten 
Abstände bilden daher in erster Linie im Rahmen der Bauleit-
planung (Flächennutzungs- und Bebauungsplanung) eine 
Orientierung; sie gelten nicht für die Zulassung von Einzel-
vorhaben (z. B. baurechtliche, immissionsschutzrechtliche, 
abfallrechtliche Genehmigungs- oder Planfeststellungsverfah-
ren). Die in Anlage 4 konkretisierten Abstände berücksichti-
gen Immissionsbelange im Hinblick auf die durch Hochspan-
nungsleitungen und Funksendetürme verursachte nichtionisie-
rende Strahlung.  
 
Gliederung:  
 
1.  Beteiligung der Immissions- und Strahlenschutzbe-

hörden bei der Bauleitplanung  
 
2.  Abstände zur Berücksichtigung des Immissionsschut-

zes  in der Bauleitplanung  
2.1  Abstandsliste als Orientierung für die Abgabe behörd-

licher  Stellungnahmen  
2.2  Grundsätze für die Anwendung der Abstandsliste 

(Anlage 1) und der in Anlage 4 vorgegebenen 
Schutzabstände  

2.2.1 Grundlagen der Abstandsliste  
2.2.2  Anwendung der Abstandsliste  
2.2.2.1  Gemengelage, Gebot der Rücksichtnahme  
2.2.2.2  Zwischenzonen  
2.2.2.3  Abstand zwischen Umrißlinie der Anlage und Begren-

zungslinie des Wohngebietes  
2.2.2.4  Abstände von Anlagen zu allgemeinen Wohngebieten/  
 besonderen Wohngebieten/Kleinsiedlungsgebieten aus  
 Lärmschutzgründen  
2.2.2.5  Abstände zwischen Industrie- oder Gewerbegebieten  

einerseits und Misch-, Kern- oder Dorfgebieten 
andererseits  

2.2.2.6 Abstände zwischen Industrie- und Gewerbegebieten  
 einerseits und Kur- oder Klinikgebieten andererseits  
2.2.2.7  Abstände bei Planung in talähnlichen Lagen  
2.2.2.8 Außenbereiche  
2.2.2.9 Sondergebiete  
2.2.3  Nichtanwendung der Abstandsliste für bestehende 

Immissionssituationen  
2.3  Fallgruppen für die Anwendung der Abstandsliste im  
 Bauleitplanverfahren  
2.3.1  Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten  

2.3.1.1  Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten, 
deren Nutzung noch nicht bekannt ist  

2.3.1.2 Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten, in  
 denen die Art der später anzusiedelnden Betriebe 

schon  bekannt ist  
2.3.1.3 Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten, 

deren Nutzung in allen Einzelheiten bekannt ist  
2.3.2  Festsetzung von Wohngebieten  
2.3.2.1  Festsetzung von Wohngebieten in der Nachbarschaft  

von bereits bestehenden und voll besiedelten Indust-
rie- oder  Gewerbegebieten  

2.3.2.2  Festsetzung von Wohngebieten in der Nachbarschaft 
von festgesetzten, aber noch nicht oder nicht voll be-
siedelten oder gleichzeitig auszuweisenden Industrie- 
oder  Gewerbegebieten  

2.3.3 Prüfung von Einzelgutachten  
 
3.  Nichtanwendung der Abstandsliste in Zulassungsver-

fahren und bei Maßnahmen der Überwachungsbehör-
den  

3.1  Baugenehmigungsverfahren  
3.2  Umweltrechtliche Zulassungsverfahren  
3.3  Überwachungsmaßnahmen  
 
4.  Verweis auf weitergehende Erläuterungen zur 

Abstandsliste  
 
Anlagen:  
 
1.  Abstandsliste  
2.  Genehmigungsbedürftige Anlagen, die nicht in die 

Abstandsliste aufgenommen worden sind  
3.  Empfehlung zur Zulässigkeit von genehmigungsbe-

dürftigen Anlagen in Gewerbegebieten bei der Bau-
leitplanung  

4.  Abstand von Hochspannungsfreileitungen und 
Funksendestellen  

5. Erläuterungsberichte zu jeder Betriebsart 
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1. Beteiligung der Immissions- und Strahlenschutz-

behörden bei der Bauleitplanung  
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne durch die Gemeinden 
sind die Belange der Umwelt und damit auch des Immissions-
schutzes zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 Bauge-
setzbuch (BauGB)). Als Träger öffentlicher Belange werden 
dementsprechend die Immissionsschutzbehörden (Ämter für 
Immissionsschutz) und die Strahlenschutzbehörde - insbeson-
dere im Hinblick auf nichtionisierende Strahlung - (Landes-
umweltamt) einbezogen  (§ 4 Abs. 1 BauGB).  
Darüber hinaus gehende Belange des Umweltschutzes bleiben  
durch diese Leitlinie unberührt.  
 
Im Rahmen der Beteiligung bei der Bauleitplanung sind fol-
gende Hinweise zu beachten:  
 
- Da die Gemeinden bei Nichtäußerung der Träger öffentli-

cher  Belange innerhalb der gesetzten Frist davon ausge-
hen  können, daß die entsprechenden Belange nicht be-
rührt sind (§ 4 Abs. 1 Satz 3 BauGB), ist die angegebene 
Frist einzuhalten (gem. Ziff. IV. 3. des Runderlasses über 
die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange vom 27. 
Dezember 1993, ABl. 1994 S. 26, allerdings mindestens 1 
Monat).  

 
- Die Behörden haben in ihren Stellungnahmen auf alle 

ihnen  bekannten Umstände hinzuweisen, die im Rahmen 
der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung des Gebie-
tes für den Immissions- oder Strahlenschutz bedeutsam 
sein können. Sie sollen zu einer umfassenden Be-
standsaufnahme beitragen und darüber hinaus auch, soweit 
möglich, Anregungen und Vorschläge geben, die zu einer 
kurz- bzw. langfristigen Entlastung von schädlichen Um-
welteinwirkungen führen können. Die Stellungnahmen 
sollen auch Anmerkungen über wichtige Genehmigungs-
verfahren und zu erwartende Betriebsstillegungen sowie 
deren zu erwartende Auswirkungen auf die Immissionsla-
ge enthalten.  

 
-  Haben die Immissionsschutzbehörden zu Bauleitplanent-

würfen in Untersuchungsgebieten, in denen ein Luftrein-
halteplan oder Lärmminderungsplan erstellt wurde, Stel-
lung zu nehmen und sind die Belastungen für die Pla-
nungsentscheidung bedeutsam, so sind diese Pläne in die 
Stellungnahme einzubeziehen. Luftreinhalte- bzw. Lärm-
minderungsplan   sind   dann  für  den  Bereich  des Pla-
nungsgebietes hinsichtlich der Emissions-, Immissions- 
und Wirkungssituation sowie hinsichtlich der Prognose 
der Luftverunreinigungen und Lärmbelastungen zu analy-
sieren und darzustellen.  

 
- Die Entwürfe der Pläne sind daraufhin zu prüfen, ob und 

inwieweit die Planungsabsichten mit den Zielen und Er-
fordernissen des Immissionsschutzes zu vereinbaren sind. 
Für diese Prüfung gilt insbesondere der Planungsgrundsatz 
in § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG). 
Durch § 50 BImSchG wird zwar die besondere Bedeutung 
einer immissionsschutzgerechten Zuordnung von Flächen 
hervorgehoben; die einschränkende Formulierung "soweit 
wie möglich" zeigt jedoch, daß dieser Grundsatz relativiert 
wird: Da kompakte (An-) Siedlungsstrukturen überwie-
gend auch im Sinne des Immissionsschutzes zu bevorzu-
gen sind (siehe unten 2.1), sind die notwendigen Abstände 
so gering wie möglich zu halten.  

 
-  In den Stellungnahmen sollen keine Abwägungen vor-

weggenommen werden, weil dadurch den Gemeinden eine 
umfassende Abwägung der öffentlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und untereinander erschwert werden 
würde.  

 
-  Es ist nicht Aufgabe der Immissions- oder Strahlenschutz-

behörden, die verschiedenen sonstigen Belange mit den 
Erfordernissen des Immissionsschutzes in Einklang zu 
bringen. Ist ein Bauleitplan mit seiner Bekanntmachung 
gemäß § 12 BauGB in Kraft getreten, so trägt die Immis-
sions- bzw. Strahlenschutzbehörde im Rahmen ihrer Auf-
gabenstellung zur Realisierung der Planung bei.  

 
-  Die Immissions- bzw. Strahlenschutzbehörden sollen im 

Rahmen ihrer Beteiligung die Gemeinden beraten und mit 
ihnen konstruktiv zusammenarbeiten. Soweit sie in ihren 
Stellungnahmen gegen Planungsabsichten der Gemeinden 
Bedenken erheben, sollen sie zugleich prüfen und darle-
gen, ob und welche Hinweise zur Konfliktlösung unter 
Bezug auf die Umweltbelange gegeben werden können. 
Dabei sollen die Immissions- bzw. Strahlenschutzbehör-
den insbesondere die Möglichkeiten technischer Maßnah-
men in Form solcher Hinweise angeben, durch die Immis-
sionen gemindert werden können.  

 
 
2. Abstände zur Berücksichtigung des Immissions-

schutzes in der Bauleitplanung  
 
In den Anlagen (1 bis 4) wird eine Übersicht zu den Schutzab-
ständen für unterschiedliche Vorhaben gegeben.  
 
 
2.1  Abstandsliste als Orientierung für die Abgabe 

behördlicher Stellungnahmen  
 
Bei der Prüfung der Bauleitpläne auf Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen des Immissionsschutzes ist zu berücksichti-
gen, daß es trotz aller dem Stand der Technik entsprechenden 
Maßnahmen zur Emissionsminderung beim Betrieb emittie-
render Industrie- und Gewerbeanlagen in der unmittelbaren 
Umgebung dieser Anlagen noch zu Gefahren, erheblichen 
Nachteilen oder erheblichen Belästigungen durch Luftverun-
reinigungen oder Geräusche kommen kann, wenn der Abstand 
zwischen Emissionsquellen und schutzbedürftigen Gebieten 
zur Herabsetzung der Immissionen in diesen Gebieten nicht 
ausreicht. So verringert sich z. B. der Schallpegel der von 
Industrie- und Gewerbebetrieben ausgehenden Geräusche 
allein aufgrund der geometrischen Gesetzmäßigkeit der 
Schallausbreitung abhängig von den Abmessungen der Ge-
räuschquellen (Punktschallquellen, Linienschallquellen, Flä-
chenschallquellen) um bis zu drei bzw. sechs Dezibel (dB) (A) 
je Entfernungsverdoppelung. Ähnliche Relationen lassen sich 
z. B. auch für die Ausbreitung von Luftverunreinigungen bei 
bodennahen Quellen beschreiben. Daher kommt einem ausrei-
chenden Abstand zwischen Industrie- und Gewerbegebieten 
einerseits und Wohngebieten andererseits - unabhängig von 
der Fernwirkung aus höheren Quellen emittierter Luftverun-
reinigungen - in der Bauleitplanung, insbesondere bei Neube-
planungen, Bedeutung zu. Besondere Bedeutung haben   die   
Abstände   bei    störfallrelevanten   Anlagen    (12.  



    

592                                                             Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 49 vom 6. Juli 1995 
 
 
 
BImSchV). Um Auswirkungen eines sogenannten "Dennoch-
Störfalles" so gering wie möglich zu halten, sind ausreichende 
Abstände bei diesen Anlagen besonders wichtig. Daneben 
sollen aber auch alle anderen Möglichkeiten des vorbeugenden 
Immissionsschutzes, insbesondere auch ein fortgeschrittener 
Stand der Technik bei Anlagenkonfigurationen mitbetrachtet 
werden.  
 
Diese Leitlinie soll dazu dienen, den am Planungsverfahren 
unter dem Gesichtspunkt des Immissionsschutzes beteiligten 
Behörden eine einheitliche Orientierung für die Abgabe fach-
licher Stellungnahmen zu Bauleitplänen im Hinblick auf die 
notwendigen Abstände zu geben. Zu diesem Zweck werden in 
der beigefügten Liste (Anlage 1) und in Anlage 4 Schutzab-
stände an die Hand gegeben. Diese Listen sollen nach Maßga-
be der folgenden und unter 2.2 und 2.3 gemachten Ausführun-
gen dieser Leitlinie bei der Beteiligung im Bauleitplanverfah-
ren angewendet werden.  
 
Aus Gründen des Immissionsschutzes ist es in vielen Fällen 
geboten, die jeweiligen Abstände lediglich als Richtwert zu 
betrachten, hierbei wird vor allem an Unterschreitungen der 
jeweiligen Abstände gedacht, Überschreitungen sind lediglich 
im Ausnahmefall denkbar. Dies ist durch folgende Überlegun-
gen begründet:  
 
Die strikte Trennung von unterschiedlichen Gebietsnutzungen 
kann bei planerisch vorzusehenden größeren Abständen nicht 
nur wegen des hohen Flächenverbrauchs aus Gründen des 
Natur- und Bodenschutzes unerwünscht sein, sondern kann 
auch - beispielsweise wegen eines erhöhten Verkehrsaufkom-
mens - zu einem Anwachsen von Immissionsbelastungen 
(schädlichen Umwelteinwirkungen) führen und wäre damit 
auch aus Sicht des Immissionsschutzes als kritisch einzuschät-
zen. Aus diesem Grunde geht es bei der Berücksichtigung von 
schädlichen Umwelteinwirkungen im Rahmen des § 50 
BImSchG um eine Gesamtbetrachtung, die auch eine Verrin-
gerung von Immissionsproblemen durch vermiedenen Verkehr 
sowie den Schutz des Bodens, der Pflanzen und anderer Sach-
güter einbezieht (was u.a. auch Inhalt der Luftreinhalte- und 
Lärmminderungsplanung, §§ 47 und 47a BImSchG ist), und 
auch einen fortgeschrittenen Stand der Technik (z. B. hinsicht-
lich Emissionsbegrenzung für Lärmbelastungen und Luftver-
unreinigungen) umfassend berücksichtigt. Unterschreitungen 
der Schutzabstände sind in Fällen der nichtionisierenden 
Strahlung (insbesondere Anlage 4) wie auch bei brand- und 
explosionsgefährlichen Anlagen allerdings kaum denkbar. Die 
Schutzabstände sind daher einzuhalten.  
 
Andererseits können in seltenen Fällen Überschreitungen der  
vorgesehenen Abstände gerechtfertigt sein. Bei der Planung 
eines Gebietes prüfen die Immissionsschutzbehörden unter 
Beteiligung des Planungsträgers, ob die in der Abstandsliste 
angegebenen Schutzabstände ausreichend sind für bestehende 
Anlagen, die nicht dem Stand der Technik entsprechen (Altan-
lagen). Grundsätzlich bildet die Abstandsliste den Orientie-
rungspunkt, wenn die Abweichungen vom Stand der Technik 
zu keinen Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen 
Belästigungen bei Einhaltung des in der Abstandsliste vorge-
sehenen Schutzabstandes führen können. Andernfalls ist die 
Immissionssituation durch ein Gutachten im Einzelfall (Im-
missionsprognose- Gutachten) zu ermitteln. Für die Erstellung 
von Gutachten im Einzelfall wird auf 2.3.1.3 b), 2.3.2.1 b) c) 
und 2.3.3 verwiesen.  

 
2.2  Grundsätze für die Anwendung der Abstandsliste  
 (Anlage 1) und der in Anlage 4 vorgegebenen  
 Schutzabstände  
 
Im folgenden werden weitere detaillierte Hinweise für die 
Anwendung der Abstandsliste gegeben.  
 
 
2.2.1  Grundlagen der Abstandsliste  
 
Es ist davon auszugehen, daß grundsätzlich bei Einhaltung 
oder Überschreitung der angegebenen Abstände Gefahren, 
erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche oder nichtionisierende 
Strahlung bei bestimmungsgemäßem Betrieb der entsprechen-
den Anlage in den umliegenden Wohngebieten nicht entste-
hen, wenn die Anlage dem Stand der Technik entspricht.  
Zur Berücksichtigung des Lärmschutzes basiert die Festset-
zung der Abstände auf den Immissionsrichtwerten, wie sie in 
der TA Lärm für Gebiete, in denen ausschließlich Wohnungen 
untergebracht sind - entsprechend reinen Wohngebieten (WR) 
im Sinne der Baunutzungsverordnung (BauNVO) -, angege-
ben sind; bei regelmäßig durchlaufenden Betrieben wurde der 
Nachtwert (35 dB(A)), bei regelmäßig ein- bis zweischichtig 
arbeitenden Betrieben der Tagwert (50 dB(A)) zugrunde 
gelegt.  
Zur Berücksichtigung des Faktors 'Luftreinhaltung' bei der 
Abstandsregelung wurde die Schutzbedürftigkeit der genann-
ten Gebiete beurteilt nach Immissionswerten bzw. Immissi-
onsrichtwerten/Immissionsleitwerten, die zum Schutz des 
Menschen vor Gesundheitsgefahren und erheblichen Belästi-
gungen durch Gase, Stäube, Dämpfe und Geruchsstoffe not-
wendig sind.  
 
Die Abstandsliste wurde auf der Basis des Anhangs zur Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV 
vom 24. Juli 1985, BGBl. I S. 1586, zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 26. Oktober 1993, BGBl. I S. 1782) aufge-
stellt; soweit Nummern des Anhangs zur 4. BImSchV genannt 
sind, bedeutet dies einen Hinweis auf ein immissionsschutz-
rechtliches Genehmigungserfordernis. Die Anlagebezeichnun-
gen stimmen nicht immer mit denen der 4. BImSchV überein, 
denn die 4. BImSchV enthält in manchen Fällen Oberbegriffe 
und/ oder zusammenfassende Anlagebezeichnungen, die 
hinsichtlich des Genehmigungserfordernisses zusammengehö-
ren, in ihrer Auswirkung i. S. der Abstandsleitlinie aber als 
selbständige Anlagearten zu sehen sind. Insofern konnte die 
Systematik der 4. BImSchV und auch die Einteilung nach 
Leistungskriterien nicht immer eingehalten werden. Abstands-
bestimmend ist aber - unabhängig von dem Genehmigungser-
fordernis - die Betriebsart, wie sie in der Abstandsliste 
beschrieben ist.  
 
Die Abstandsliste ist nicht abschließend. So fehlen z. B. ge-
werbliche Anlagen, die selbst in Wohn- oder Mischgebieten 
zulässig sind und für die deshalb kein Schutzabstand zu diesen 
Gebieten gefordert werden kann (z.B. Feuerungsanlagen für 
den Einsatz von festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstof-
fen, die häufig Teile oder Nebeneinrichtungen anderer Anla-
gen sind und dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gele-
genen Grundstücke oder des Baugebiets selbst dienen und 
seiner Eigenart nicht widersprechen, siehe im übrigen hierzu 
Anlage 2).  
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In den Fällen, in denen für Betriebe keine Abstände aufgeführt 
sind, kann der Listen-Abstand einer vergleichbaren Anlage als 
Anhalt für die Stellungnahme im Bauleitplanverfahren dienen. 
Die Vergleichbarkeit nichtgenannter Anlagen bezieht sich auf 
ein gleichwertiges Emissionsniveau.  
 
Bei Betrieben der Abstandsklasse VII können Probleme am 
Rand von Wohnbebauungen entstehen, wenn die Betriebsgrö-
ße das übliche Maß überschreitet. In diesem Fall und bei 
gegebener Störwirkung sind größere Abstände zu wählen.  
 
Auf der anderen Seite sind einzelne der in der Liste genannten 
Anlagearten nicht nur in Industrie- oder Gewerbegebieten, 
sondern ihrer Art nach auch in Mischgebieten, Dorfgebieten, 
Kerngebieten oder besonderen Wohngebieten zulässig bzw. 
sollen im Außenbereich errichtet werden, so daß entsprechend 
dem Stand der Technik genehmigungsbedürftiger Anlagen 
eine Eingliederung derartiger Anlagen in Gebietsnutzungen 
mit einem aus der Sicht des Immissionsschutzes höheren 
Schutzstatus möglich ist.  
 
Anlagen zur Herstellung, Bearbeitung, Verarbeitung, Wieder-
gewinnung oder Vernichtung von explosionsgefährlichen 
Stoffen (Nr. 10.1 (1) der 4. BImSchV) gehören in den Außen-
bereich. Die Schutzabstände bemessen sich nach dem Spreng-
stoffrecht. Weiterhin sollen nachteilige Auswirkungen aus 
Störungen (nicht bestimmungsgemäßer Betrieb) durch geeig-
nete Abstände so gering wie möglich gehalten werden.  
 
Bei Windkraftanlagen ist wegen der Abhängigkeit des erfor-
derlichen Abstandes von der Leistung und der Konstruktion 
der einzelnen Anlage eine pauschale Beurteilung nicht mög-
lich. Wesentlich ist auch die Anzahl der Windkraftanlagen, die 
auf den Immissionsort einwirken. Ein erster Ansatz zur 
Orientierung findet sich in Nr. 148a der Anlage 1.  
 
Für den Bereich der Wirkungen der nichtionisierenden Strah-
lung aus elektromagnetischen Feldern sind unter dem Aspekt 
des verstärkten Vorsorgegedankens entsprechend der DIN 
VDE  
0848 Teil 4 (Weißdruck Dezember 1992) und der Empfehlung 
der Strahlenschutzkommission "Elektrische und magnetische 
Felder im Alltag" die in der Anlage 4 genannten Abstände 
bestimmt worden.  
 
 
2.2.2 Anwendung der Abstandsliste  
 
Die Abstandsliste dient als Orientierung hinsichtlich ausrei-
chender Abstände zwischen emittierenden Anlagen industriel-
ler, gewerblicher und sonstiger Art sowie störfallrelevanter 
Anlagen einerseits und den nachfolgend genannten Gebieten 
andererseits. Die besonderen Wohngebiete sind je nach bauli-
cher Nutzung entweder wie Wohngebiete oder wie gemischt 
genutzte Gebiete zu behandeln.  
 
2.2.2.1  Gemengelage, Gebot der Rücksichtnahme  
 
Bei der Planung für Gemengelagen kann die Anwendung der 
Abstandsliste zu unüberbrückbaren Schwierigkeiten führen. 
Grundsätzlich ist einer Verfestigung der vorhandenen Gemen-
gelage entgegenzuwirken. Entspechend dem in § 1 Abs. 5 
BauGB normierten Gebot, durch Bauleitpläne eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung herbeizuführen und städtebauliche 
Mißstände oder eine unzumutbare Immissionsbelastung nicht 

bestehen zu lassen, soll die Immissions-
/Strahlenschutzbehörde in diesen Fällen durch ihre Stellung-
nahme zu einer Lösung beitragen, die - unter Berücksichti-
gung der gesamtplanerischen Belange und des Planungszieles 
- hinsichtlich des Immissionsschutzes die erreichbaren Fort-
schritte gewährleistet, wenn auch im Einzelfall nicht jegliche 
Beeinträchtigung durch Immissionen ausgeschlossen werden 
kann; dies ist jedoch wegen des Gebots der gegenseitigen 
Rücksichtnahme vertretbar. Das Gebot der gegenseitigen 
Rücksichtnahme in vorbelasteten Gebieten kann die Hinnah-
me der Beschränkung von Nutzungsmöglichkeiten beim Emit-
tenten und die Duldung höherer Immissionen bei der betroffe-
nen schutzbedürftigen Nutzung als in unbelasteten Gebieten 
erfordern, falls eine räumliche Trennung der unverträglichen 
Nutzungen oder sonstige Schutzmaßnahmen nicht in Betracht 
kommen.  
 
Da bei den gewachsenen städtebaulichen Strukturen in Ge-
mengelagen in aller Regel örtlich vorhandene, aber nicht 
ausreichende Schutzabstände nicht vergrößert werden können, 
werden sich die Anregungen der Immissions- und Strahlen-
schutzbehörden zur Gewährleistung eines bestmöglichen 
Immissionsschutzes vorwiegend auf Maßnahmen des aktiven 
oder passiven Immissionsschutzes zu erstrecken haben.  
 
2.2.2.2  Zwischenzonen  
 
Die sich durch die Abstände ergebenden Zwischenzonen sind 
nicht als "von der Bebauung freizuhaltende Schutzflächen", z. 
B. im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB, anzusehen; viel-
mehr 
kann innerhalb dieser Abstände eine weniger schutzbedürftige 
Nutzung als im Wohngebiet und eine weniger störende Nut-
zung  
als im Industrie- oder Gewerbegebiet vorgesehen werden. 
 
 
2.2.2.3 Abstand zwischen Umrißlinie der Anlage und 

Begrenzungslinie des Wohngebietes  
 
Der Abstand ist zu messen an der geringsten Entfernung zwi-
schen der Umrißlinie der emittierenden Anlage und der Be-
grenzungslinie von Wohngebieten im Sinne der Baunutzungs-
verordnung. Unter Umrißlinie ist die Linie im Grundriß (Ver-
tikalprojektion) der Anlage zu verstehen, die ringsum die 
Emissionsquellen (z. B. Schornsteine, Auslässe, Tankfelder, 
Klärbecken, schallabstrahlende Wände oder Öffnungen) um-
faßt. Bei mehreren Anlagen auf einem Werksgelände ist für 
die Bemessung des notwendigen Abstandes regelmäßig die 
Anlageart mit dem größten erforderlichen Abstand gemäß 
Abstandsliste maßgebend. Geringfügige Unterschreitungen 
der Abstände sind akzeptabel. 
  
2.2.2.4 Abstände von Anlagen zu allgemeinen Wohngebie-

ten / besonderen Wohngebieten / Kleinsiedlungsge-
bieten aus Lärmschutzgründen  

 
Der in der Liste angegebene Abstand ergibt sich bei den mit 
(*) gekennzeichneten Anlagearten ausschließlich oder weit 
überwiegend aus Gründen des Lärmschutzes und basiert auf 
den Lärmimmissionsrichtwerten zum Schutz reiner Wohnge-
biete; der Abstand darf daher um eine Abstandsklasse verrin-
gert werden, wenn es sich bei dem zu schützenden Gebiet um 
ein allgemeines oder besonderes Wohngebiet oder ein Klein-
siedlungsgebiet handelt.  
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2.2.2.5  Abstände zwischen Industrie- oder Gewerbegebie-

ten einerseits und Misch-, Kern- oder Dorfgebieten 
andererseits  
 

Bei Anwendung der Abstandsliste zur Festsetzung der Ab-
stände zwischen Industrie- oder Gewerbegebieten einerseits 
und Misch-, Kern- oder Dorfgebieten andererseits können bei 
mit (*) gekennzeichneten Betriebsarten die Abstände der 
übernächsten Abstandsklasse zugrunde gelegt werden. Falls 
ein Mindestabstand von 100 m nicht eingehalten werden kann, 
sollte eine Einzelfallprüfung vorgenommen werden.  
 
 
2.2.2.6  Abstände zwischen Industrie- und Gewerbegebie-

ten  einerseits und Kur- oder Klinikgebieten an-
dererseits  

 
Bei der Prüfung der Abstände zwischen Industrie- oder Ge-
werbegebieten einerseits und Kur- oder Klinikgebieten ande-
rerseits  
sind die Gegebenheiten des Einzelfalles besonders zu berück-
sichtigen; mindestens ist der für reine Wohngebiete maßge-
bende Abstand zugrunde zu legen.  
 
 
2.2.2.7  Abstände bei Planung in talähnlichen Lagen  
 
Die Abstandsliste gilt nur für die Planung im ebenen Gelände; 
in anderen Fällen, z. B. bei der Planung in natürlichen Gelän-
devertiefungen bis Tallagen, sollten Einzeluntersuchungen 
angestellt werden (vgl. Nr. 2.3.1.3 und Nr. 2.3.2.1).  
 
 
2.2.2.8 Außenbereiche  
 
Die in der Abstandsliste unter den lfd. Nummern 19, 20, 68, 
80, 86, 116, 128, 135, 136, 138 und 157 aufgeführten Anlagen 
sollten, sofern die Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB erfüllt sind, aus der Sicht des Immissionsschutzes im 
Außenbereich errichtet werden. Die genannten Abstände sind 
zur Sicherstellung eines ausreichenden Immissionsschutzes 
zwischen diesen Anlagen und Wohnbereichen notwendig.  
 
2.2.2.9  Sondergebiete  
 
Die Abstände zu bzw. von Sondergebieten hängen von der 
jeweiligen Nutzung des Sondergebiets ab.  
 
a)  Bei Sondergebieten mit Erholungsfunktion im Sinne 

des § 10 der Baunutzungsverordnung (Wochenend-
hausgebiete, Ferienhausgebiete, Campingplatzgebiete) 
hängt die Schutzwürdigkeit und damit die Störanfäl-
ligkeit von der jeweiligen Zweckbestimmung des Ge-
biets ab.  

 
Soweit es sich um Wochenendhausgebiete handelt, 
kann die Störanfälligkeit einem reinen Wohngebiet 
gleichgestellt werden.  
 
Ferienhausgebiete ähneln nach ihrer Zweckbestim-
mung und den allgemein und ausnahmsweise zulas-
sungsfähigen Anlagen weitgehend den allgemeinen 
Wohngebieten.  

 

Bei Campingplatzgebieten kann nach dem Wesen der 
Campingplätze sowie wegen des häufigeren Wechsels 
und des unterschiedlichen Verhaltens der Platznutzer 
im allgemeinen davon ausgegangen werden, daß die 
Schutzwürdigkeit höchstens derjenigen von allgemei-
nen Wohngebieten gleichzustellen ist.  

 
Werden jedoch in diesen Gebieten neben dem Frei-
zeitwohnen auch Sportarten wie Fußball, Tennis u. a. 
betrieben, können diese Gebiete wegen der bei der 
Ausübung des Sports bekannten Begleiterscheinungen 
wie gemischt genutzte Gebiete behandelt werden.  
 

b)  Bei den sonstigen Sondergebieten im Sinne des § 11 
Baunutzungsverordnung (Gebiete für den Fremden-
verkehr, Kurgebiete und Gebiete für die Fremdenbe-
herbergung, Ladengebiete, Gebiete für Einkaufszent-
ren und großflächige Handelsbetriebe, Gebiete für 
Messen, Ausstellungen und Kongresse, Hochschulge-
biete, Klinikgebiete, Hafengebiete) richten sich 
Schutzwürdigkeit und Störungsgrad nach dem jeweili-
gen Gebietscharakter. 

 
Hinsichtlich der Schutzwürdigkeit der Kur- und Kli-
nikgebiete sowie der Gebiete für die Fremdenbeher-
bergung wird auf Nr. 2.2.2.6 verwiesen.  

 
Bei Hafengebieten, Gebieten für Messen, Ausstellun-
gen und Kongressen, Gebieten für Einkaufszentren 
und großflächigen Handelsbetrieben sowie Hoch-
schulgebieten ist im Rahmen der jeweiligen Zweckbe-
stimmung der zulässige Störungsgrad festzusetzen. 
Hafengebiete, Messe- und Ausstellungsgebiete sowie 
Gebiete für Einkaufszentren und großflächige Han-
delsbetriebe können hinsichtlich des Störungsgrades 
dem eines Industrie-/Gewerbegebietes gleichgesetzt 
werden.  
 
Innerhalb eines Hochschulgebietes kann für Mensa, 
Läden, Kioske und sonstige der Versorgung des Hoch-
schulgebietes dienende Anlagen und Betriebe der ei-
nem Mischgebiet entsprechende Störgrad zugelassen 
werden, während für Institutsgebäude und Hörsäle die 
Schutzwürdigkeit eines allgemeinen Wohngebietes 
anzunehmen ist.  

 
 
2.2.3  Nichtanwendung der Abstandsliste für bestehende  
 Immissionssituationen  
 
Die Abstandsliste bildet einen Orientierungspunkt lediglich 
für die (örtliche) Planung. Gegebene Immissionsbelastungen 
können nicht mit den generalisierenden Angaben der Ab-
standsliste bewältigt werden. Vielmehr muß in diesen Fällen 
jeweils gesondert geprüft werden, inwieweit eine Anordnung 
auf der Grundlage des Immissionsschutzrechts zulässig und 
durchsetzbar ist.  
 
 
2.3  Fallgruppen für die Anwendung der Abstandsliste  
 im Bauleitplanverfahren  
 
Die Immissions- und Strahlenschutzbehörden sollen den Pla-
nungsträger  schon  im  Flächennutzungsplanverfahren darauf  
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aufmerksam machen, welche Beschränkungen im nachfolgen-
den Bebauungsplanverfahren voraussichtlich vorgeschlagen 
werden müssen. Für Festsetzungen im Bebauungsplan wird 
folgendes empfohlen:  
 
2.3.1 Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten  
 
2.3.1.1  Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten,  
 deren Nutzung noch nicht bekannt ist  
 
a)   Notwendigkeit der Nutzungsbeschränkung  
 
Soweit bei der Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebie-
ten nicht oder nur annäherungsweise bekannt ist, in welcher 
Weise die Gebiete zukünftig genutzt werden sollen, kann die 
Prüfung anhand der Abstandsliste zu dem Ergebnis führen, 
daß Beschränkungen im Sinne von § 1 Abs. 4 bis 10 BauNVO 
1990 für bestimmte Anlagearten ausgesprochen werden sollen.  
 
Die Immissions- und Strahlenschutzbehörden sollen daher bei 
ihren Stellungnahmen entsprechend den in der Planung vorge-
gebenen Abständen zwischen Industrie- und Gewerbegebieten 
einerseits und Wohngebieten bzw. Misch-, Kern- oder Dorf-
gebieten entsprechend Nummer 2.2.2 andererseits dem Pla-
nungsträger vorschlagen, in dem Bebauungsplan Nutzungsbe-
schränkungen für bestimmte Anlagearten für die Industrie- 
und Gewerbegebiete entsprechend § 1 Abs. 4 bis 10 BauNVO 
1990 festzusetzen.  
 
Der Einfachheit halber sollten dabei die Immissions- und 
Strahlenschutzbehörden - unbeschadet der Verpflichtung des 
Planungsträgers, die textliche Festsetzung zum Bebauungsplan 
eindeutig zu bestimmen - dem Planungsträger eine Ablichtung 
der dieser Leitlinie beigefügten Abstandsliste (Anlagen 1 und 
4) übersenden und vermerken, daß Anlagen einer bestimmten 
Abstandsklasse dieser Abstandsliste und Anlagen mit ähnli-
chem Emissionsgrad nicht zugelassen werden sollten.  
 
b)   Ausnahmemöglichkeiten nach § 31 Abs. 1 BauGB  
 
Die Immissions- und Strahlenschutzbehörden können jedoch 
zur Vermeidung von allzu großen und unter bestimmten Vor-
aussetzungen im Einzelfall aufhebbaren Beschränkungen im 
Rahmen der von ihnen abzugebenden Stellungnahmen den 
Gemeinden empfehlen, im Bebauungsplan Ausnahmemög-
lichkeiten für Anlagearten des nächstgrößeren Abstandes der 
Abstandsliste zu eröffnen.  
 
Diese Erleichterung ist deshalb möglich, weil im Einzelfall 
damit gerechnet werden kann, daß z. B. durch besondere 
technische Maßnahmen oder durch Betriebsbeschränkungen - 
insbesondere Verzicht auf Nachtarbeit - die Emissionen einer 
später zu bauenden Anlage soweit begrenzt oder die Ableitbe-
dingungen so gestaltet werden, daß schädliche Umwelteinwir-
kungen in den schutzbedürftigen Gebieten vermieden werden. 
Das Vorliegen dieser Voraussetzung kann anhand der im 
Einzelfall vorzulegenden genauen Antragsunterlagen schlüssig 
geprüft werden.  
 
2.3.1.2  Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten,  
 in denen die Art der später anzusiedelnden Betrie-

be schon bekannt ist  
 
Ist im Planungsverfahren schon bekannt, welche Industrie- 
oder  

Gewerbearten in den neu festzusetzenden Industrie- oder 
Gewerbegebieten untergebracht werden sollen, so soll durch 
Vergleich der in der Planung vorgegebenen Abstände mit den 
in der Abstandsliste angegebenen Werten festgestellt werden, 
ob die für die in Frage kommenden Betriebsarten vorgesehe-
nen Abstände eingehalten sind. Ist dies der Fall, so schlagen 
die Immissions- und Strahlenschutzbehörden dem Planungs-
träger vor, in dem Bebauungsplan die vorgesehene Nutzungs-
art festzusetzen oder zumindest die Nutzung durch Anlagen, 
die einen größeren Abstand erfordern, auszuschließen. Im 
übrigen wird hinsichtlich der dem Planungsträger vorzuschla-
genden Beschränkungen Nutzungen im Bebauungsplan und 
der Ausnahmemöglichkeiten auf Nr. 2.3.1.1 verwiesen.  
 
2.3.1.3  Festsetzung von Industrie- oder Gewerbegebieten,  
 deren Nutzung in allen Einzelheiten bekannt ist  
 
a) Prüfung anhand der Abstandsliste  
 
Es ist möglich, daß schon bei der Aufstellung des Bebauungs-
plans bekannt ist, welcher bestimmte Industrie- oder Gewer-
bebetrieb angesiedelt werden soll.  
 
Ergibt der Vergleich des in der Planung vorgegebenen Ab-
standes zwischen der geplanten industriellen oder gewerbli-
chen Anlage einerseits und einem tatsächlich vorhandenen 
oder baurechtlich ausgewiesenen oder gleichzeitig auszuwei-
senden Wohngebiet andererseits mit dem für die entsprechen-
de Betriebsart in der Abstandsliste angegebenen Abstand die 
Vereinbarkeit mit den Belangen des Immissionsschutzes, so 
ist nach Nr. 2.3.1.2 zu verfahren.  
 
b)  Einholung von Gutachten im Einzelfall (Immissi-

onsprognose-Gutachten)  
 
Reicht der in der Planung vorgegebene Abstand nicht aus, so 
kann unter Zugrundelegung der notwendigen Einzelinformati-
onen (z. B. Emissionskataster) durch ein Einzelgutachten - 
unbeschadet des späteren immissionsschutz- oder baurechtli-
chen Genehmigungsverfahrens - geprüft werden, ob der vor-
gesehene Abstand gleichwohl ausreichen wird, um Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die 
Bewohner der benachbarten Wohngebiete bzw. Misch-, Kern- 
oder Dorfgebiete zu vermeiden. In diesen Fällen sollen die 
Immissions- und Strahlenschutzbehörden dem Planungsträger 
- wenn nicht die Unverträglichkeit der Planung mit den 
Grundsätzen des Immissionsschutzes von vornherein auf der 
Hand liegt - empfehlen, ein entsprechendes Einzelgutachten in 
Auftrag zu geben, wobei - sofern erforderlich - die Fragestel-
lungen formuliert werden sollten. Auf Ersuchen des Planungs-
trägers haben sich die Immissions- und Strahlenschutzbehör-
den an der Formulierung der Fragestellung für das Gutachten 
zu beteiligen. Wegen der Prüfung der Einzelgutachten wird 
auf Nr. 2.3.3 verwiesen.  
 
Von der Empfehlung, ein Gutachten einzuholen, sollen die 
Immissions- und Strahlenschutzbehörden absehen, wenn es 
ihnen ohne übermäßigen Zeitaufwand möglich ist, aus eige-
nem Sachverstand den Planungsbehörden eine Lösung vorzu-
schlagen.  
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2.3.2 Festsetzung von Wohngebieten  
 
 
2.3.2.1  Festsetzung von Wohngebieten in der Nachbar-

schaft von bereits bestehenden und voll besiedelten 
Industrie- oder Gewerbegebieten  

 
 
a)  Prüfung anhand der Abstandsliste  
 
Sollen Wohngebiete in der Nachbarschaft von bereits beste-
henden und voll besiedelten Industrie- und Gewerbegebieten 
festgesetzt werden und ist der sich aus der Abstandsliste erge-
bende Abstand mehr als nur geringfügig unterschritten, so 
sollen die Immissions- und Strahlenschutzbehörden den Pla-
nungsträger darauf hinweisen, daß in diesen Fällen Belange 
des Immissionsschutzes entgegenstehen.  
 
 
Bei der beabsichtigten Festsetzung von Misch-, Kern- oder 
Dorfgebieten ist unter Beachtung von Nr. 2.2.2.5 analog zu 
verfahren. im Gutachten Einzelfall  
 
 
b)  Einholung von (Immissionsgutachten)  
 
Die genaue Kenntnis der vorhandenen Emissionssituationen 
gestattet es, die von dem bestehenden Industrie- oder Gewer-
begebiet ausgehenden, auf das neu festzusetzende Wohngebiet 
einwirkenden Immissionen zu messen und/oder zu berechnen. 
In diesen Fällen sollen die Immissions- und Strahlenschutzbe-
hörden dem Planungsträger - wenn nicht die Unverträglichkeit 
der Planung mit den Grundsätzen des Immissionsschutzes von 
vornherein auf der Hand liegt - empfehlen, mit Hilfe eines 
Gutachtens feststellen zu lassen, ob tatsächlich und ggf. in 
welchem Ausmaß Gefahren, erhebliche Nachteile oder erheb-
liche Belästigungen in dem festzusetzenden Wohngebiet durch 
den Betrieb von Industrie- und Gewerbeanlagen zu erwarten 
sind und ob diese evtl. durch passive Schutzmaßnahmen (z. B. 
immissionsschutzmäßig günstige Anordnung der Gebäude) im 
Wohngebiet unterbunden werden können. Auf Ersuchen des 
Planungsträgers sollen sich die Immissions- und Strahlen-
schutzbehörden an der Formulierung der Fragestellung für das 
Gutachten beteiligen.  
 
 
Von der Empfehlung, ein Gutachten einzuholen, sollen die 
Immissions- und Strahlenschutzbehörden absehen, wenn es 
ihnen ohne übermäßigen Zeitaufwand möglich ist, eine eigene 
Stellungnahme abzugeben, die eine entsprechende gutachterli-
che Beurteilung ersetzt.  
 
 
c)  Grundlagen des Immissionsgutachtens  
 
Dem Gutachten ist die für die jeweilige Nutzung ungünstigste 
Emissionssituation in dem Industrie- oder Gewerbegebiet 
unter Berücksichtigung der zum Zeitpunkt der Planung abseh-
baren Entwicklung der Betriebe zugrunde zu legen. Hinsicht-
lich möglicher Änderungen sind zwei Fälle zu unterscheiden:  
 
 
ca)  Die vorhandene Emissionssituation in dem bestehenden 

Industrie- oder Gewerbegebiet ist ungünstiger, als sie - 
trotz planungsrechtlicher Zulässigkeit der vorhandenen 

Nutzung -nach den immissionsschutzrechtlichen Vor-
schriften zulässig ist. In diesem Fall können Verbesserun-
gen der Emissionssituation, die bis zum Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes für das Wohngebiet mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit erreicht werden können, 
berücksichtigt werden; das Gutachten soll die dafür erfor-
derlichen Maßnahmen und die technischen Möglichkeiten 
zu ihrer Verwirklichung aufzeigen.  

 
 
cb) Die vorhandene Emissionssituation in dem bestehenden 

Industrie- oder Gewerbegebiet ist günstiger, als sie bei 
voller Ausschöpfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit 
wäre. In diesem Fall ist von einer der Gebietsgröße und 
dem Gebietscharakter entsprechenden gewerblichen bzw. 
industriellen Nutzung mit den höchsten zulässigen Emis-
sionen auszugehen, wenn nicht feststeht, daß die vorhan-
dene Situation in diesem Gebiet langfristig unverändert 
bleibt oder sich sogar noch günstiger entwickelt.  

 
 
 
2.3.2.2  Festsetzung von Wohngebieten in der Nachbar-

schaft von festgesetzten, aber noch nicht oder nicht 
voll besiedelten oder gleichzeitig auszuweisenden 
Industrie- oder Gewerbegebieten  

 
Ist die Festsetzung von Wohngebieten in der Nachbarschaft 
von bestehenden, aber noch nicht oder nicht voll besiedelten 
oder gleichzeitig auszuweisenden Industrie- und Gewerbege-
bieten vorgesehen, so ist bei der Prüfung, ob der in der Pla-
nung vorgesehene Abstand zum Schutz der Wohngebiete 
ausreicht, von denselben Annahmen wie in Nr. 2.3.2.1 Buchst. 
cb) auszugehen, soweit nicht für die Industrie- und Gewerbe-
gebiete Beschränkungen planungsrechtlicher Art (z. B. wie in 
Nr. 2.3.1.1 vorgesehen) bestehen.  
 
 
 
2.3.3 Prüfung von Einzelgutachten  
 
In den Fällen der Nr. 2.3.1.3 b und 2.3.2.1 b sollen die Immis-
sions- und Strahlenschutzbehörden darauf hinwirken, daß die 
vom Planungsträger in Auftrag gegebenen Gutachten ihnen 
zur Prüfung vorgelegt werden. Führt die Prüfung des Gutach-
tens zu dem Schluß, daß unter Berücksichtigung der vorgege-
benen oder angenommenen Emissionssituation unter Aus-
schöpfung der durch den Stand der Technik möglichen Maß-
nahmen zur Emissionsbegrenzung (Vorsorgegrundsatz) und 
ggf. bestimmter passiver Schutzmaßnahmen im Wohngebiet 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen 
nicht zu erwarten sind, so soll die Immissions- und Strahlen-
schutzbehörde ihre Bedenken zurückstellen, ggf. unter der 
Voraussetzung, daß notwendige aktive und passive Schutz-
maßnahmen rechtlich abgesichert werden, z. B. durch Festset-
zungen in einem Bebauungsplan oder Vorhaben- und Er-
schließungsplan, durch Nebenbestimmungen zu einer Bauge-
nehmigung oder durch einen städtebaulichen Vertrag nach § 6 
BauGB-MaßnahmenG.  
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3.  Nichtanwendung der Abstandsliste in Zulassungs-

verfahren und bei Maßnahmen der Überwa-
chungsbehörden  

 
3.1 Baugenehmigungsverfahren  
 
Im Baugenehmigungsverfahren für Einzelvorhaben, die für 
gewerbliche Zwecke bestimmt sind, sind die Immissions- und 
Strahlenschutzbehörden zu beteiligen, wenn deren Belange 
berührt sind oder sein können. In diesen Fällen ist es aus-
drücklich Bestandteil des Baugenehmigungsverfahrens, durch 
die Immissions- und Strahlenschutzbehörden anhand der von 
den Baugenehmigungsbehörden übersandten Bauvorlagen zu 
prüfen, ob Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen, hervorgerufen durch schädliche Umweltein-
wirkungen, für die Nachbarschaft oder die Allgemeinheit - 
insbesondere in Wohngebieten - zu erwarten und ggf. durch 
Auflagen zu vermeiden sind.  
 
Soweit die Bauvorlagen nicht ausreichen, um eine exakte 
Beurteilung der von der geplanten Anlage zu erwartenden 
Emissionen vornehmen zu können, werden sich die Beurtei-
lung der voraussichtlichen Immissionssituation und die hier-
aus zu ziehenden Schlußfolgerungen für die Stellungnahme 
der Immissions- und Strahlenschutzbehörden auf Erfahrungen 
mit bestimmten Anlagearten stützen. Für die Stellungnahmen 
im Baugenehmigungsverfahren für gewerbliche Anlagen 
bietet die Abstandsliste zu dieser Leitlinie lediglich einen 
Anhalt dafür, ob bei der Erteilung der Genehmigung evtl. 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen 
für die Nachbarschaft oder die Allgemeinheit zu erwarten 
sind.  
 
Jedoch begründet nicht schon die Tatsache, daß der dort ange-
gebene Abstand nicht eingehalten ist, eine ablehnende Stel-
lungnahme. Vielmehr ist in jedem Einzelfall zu prüfen, ob 
Bedenken gegen das Vorhaben bestehen und wie diese ggf. 
ausgeräumt werden können.  
 
Ergibt sich aus den vorgelegten Bauvorlagen, daß erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen der Allgemeinheit 
oder  
der Nachbarschaft nur durch Auflagen ausgeschlossen werden 
können, sollen die Immissions- und Strahlenschutzbehörden 
der Bauaufsichtsbehörde die erforderlichen Auflagen bauli-
cher Art zur Aufnahme in den Bauschein vorschlagen. Die 
Bauaufsichtsbehörde soll darauf hingewiesen werden, daß nur 
durch diese Auflagen der notwendige Immissionsschutz in der 
Nachbarschaft sichergestellt ist.  
 
Ergibt sich aus den vorgelegten Bauvorlagen, daß die hervor-
gerufenen schädlichen Umwelteinwirkungen das Leben oder 
die Gesundheit von Menschen oder bedeutende Sachgüter 
gefährden und diese auch durch Auflagen mit Sicherheit nicht 
ausgeschlossen werden können, so sollen die Immissions- und 
Strahlenschutzbehörden die Bauaufsichtsbehörde darauf hin-
weisen, daß das Vorhaben aus immissionsschutzrechtlichen 
Gründen nicht genehmigungsfähig ist (§ 25 Abs. 2 BImSchG). 
 
 
3.2 Umweltrechtliche Zulassungsverfahren  
 
Im umweltrechtlichen Zulassungsverfahren (vor allem immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren, aber auch 

abfallrechtlichen Genehmigungsverfahren oder Planfeststel-
lungsverfahren) ist die Abstandsliste nicht anzuwenden; in 
diesen Fällen ist es ausdrücklich Gegenstand des Genehmi-
gungsverfahrens, anhand der Antragsunterlagen und von 
Einzelgutachten in jedem Einzelfall zu prüfen, ob Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die 
Nachbarschaft oder die Allgemeinheit ausgeschlossen werden 
können. Die bloße Anwendung der Abstandsliste würde die-
sem Prüfungsgrundsatz nicht gerecht werden, da der erforder-
liche Abstand genehmigungsbedürftiger Anlagen von den 
Beurteilungskriterien Stand  
der Technik, d. h. von der Anwendung fortschrittlicher Ver-
fahren, abgeleitet und geregelt wird.  
 
 
3.3 Überwachungsmaßnahmen  
 
Aus der Abstandsliste können auch keine Rückschlüsse auf 
vorhandene Immissionssituationen gezogen werden. Ob bei 
einer vorgegebenen Situation durch Industrie- oder Gewerbe-
betriebe Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Beläs-
tigungen in der Umgebung auftreten, muß im Einzelfall an-
hand der immissionsschutzrechtlichen Vorschriften 
(BImSchG, TA Luft, TA Lärm) geprüft werden; der bloße 
Hinweis auf eine Abstandsunterschreitung rechtfertigt nicht 
ein Einschreiten der Überwachungsbehörde nach den immis-
sionsschutzrechtlichen Vorschriften gegen Anlagen (siehe 
bereits oben 2.2.3).  
 
 
4.  Verweis auf weitergehende Erläuterungen zur 

Abstandsliste  
 
Zum gleichgelagerten Abstandserlaß des Landes Nordrhein-
Westfalen sind anlagespezifische Erläuterungsberichte zu den 
einzelnen Betriebsarten veröffentlicht worden (Abstände 
zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten 
im Rahmen der Bauleitplanung (Abstandserlaß), Runderlaß 
des Ministers für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft 
vom 21. März 1990 - V B3 - 8804.25.1 (MBl. S. 504) oder 
Druckschrift des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft NRW "Immissionsschutz in der Bauleitpla-
nung", Düsseldorf 1990). Es wird empfohlen, diese Erläute-
rungen als Grundlage der Orientierung zu verwenden.  
 
Sie enthalten Ausführungen über die für die betreffende Be-
triebsart typischen Emissionen, relevante Emissionsbereiche 
und Kurztechnologien (Hinweis: In der Abstandsliste wurden 
die gleichen laufenden Nummern der Betriebsarten gewählt, 
wie im Erläuterungsbericht der Veröffentlichungen aus 
NRW). Des weiteren machen sie deutlich, welche Emissions-
art die für eine Abstandsbestimmung maßgebliche Größe 
darstellt. 
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Anlage 1  
Abstandsliste  
 
 

Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  
 

I 1500 1 1.1 (1) Kraftwerke mit Feuerungsanlagen für den Einsatz von festen, flüssigen 
oder gasförmigen Brennstoffen, soweit die Feuerungswärmeleistung 900 
MW übersteigt 
 

  2 1.11 (1) Anlagen zur Trockendestillation (z. B. Kokereien und Schwelereien) 
 

  3 3.2 (1) Anlagen zur Gewinnung von Roheisen 
 

  4 4.1 (1) Anlagen zur farbrikmäßigen Herstellung von Stoffen durch chemische 
Umwandlung mit mehr als 10 Produktionsanlagen  
 

  5 4.1h (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Chemiefasern  
 

  6 4.4 (1) Anlagen zur Destillation oder Raffination oder sonstigen Weiterverar-
beitung von Erdöl oder Erdölerzeugnissen in Mineralöl-, Altöl- oder 
Schmierstoffraffinerien, in petrochemischen Werken oder bei der Ge-
winnung von Paraffin  
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

II 1000 7 1.14 (1) Anlagen zur Vergasung oder Verflüssigung von Kohle 
 

  8 2.14 (2) Anlagen zur Herstellung von Formstücken unter Verwendung von Ze-
ment oder anderen Bindemitteln im Freien (*)  
 

  9 3.1 (1) Anlagen zum Rösten, Schmelzen oder Sintern von Erzen  
 

  10 3.2 (1) Anlagen zur Gewinnung von Nichteisenrohmetallen (Blei-, Zinn- und  
Kupfererzhütten) 
 

  11 3.3 (1) Anlagen zur Stahlerzeugung, ausgenommen Lichtbogenöfen mit weni-
ger als 50 t Gesamtabstichgewicht sowie Induktionsöfen (*)  
(s. auch lfd. Nrn. 27 und 49)  
 

  12 3.15 (2) Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Behältern aus Metall im 
Freien (z. B. Dampfkessel, Container) (*) 
 

  13 3.18 (1) Anlagen zur Herstellung von Schiffskörpern oder -sektionen aus Metall 
im Freien (*)  
 

  14 - Anlagen zur Herstellung von Eisen- oder Stahlbaukonstruktionen im 
Freien (*)  
 

  15 4.1 (1) Anlagen zur farbikmäßigen Herstellung von Stoffen durch chemische 
Umwandlung mit höchstens 10 Produktionsanlagen oder Anlagen, in 
denen mehr als das 10-fache der Mengenschwellen nach 12. BImSchV 
Anhang 2 Spalte 2 enthalten sind.  
 

  16 4.1b (1) 
4.1c (1) 

Anlagen zur farbrikmäßigen Herstellung von Metallen oder Nichtmetal-
len auf nassem Wege oder mit Hilfe elektrischer Energie sowie von 
Ferrolegierungen, Korund und Karbid einschließlich Aluminiumhütten  
 

  17 4.1d (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Schwefel oder Schwefeler-
zeugnissen  
 

  18 6.3 (1) Anlagen zur Herstellung von Holzfaserplatten, Holzspanplatten oder 
Holzfasermatten 
 

  19 7.12 (1) Anlagen zur Tierkörperbeseitigung sowie Anlagen, in denen Tierkörper-
teile oder Erzeugnisse tierischer Herkunft zur Beseitigung in Tierkör-
perbeseitigungsanlagen gesammelt oder gelagert werden  
 

  20 7.15 (1) Kottrocknungsanlagen 
 

  21 10.16 (2) Prüfstände für oder mit Luftschrauben, Rückstoßantrieben oder Strahl-
triebwerken 
 

  22 10.19 (2) Anlagen zur Luftverflüssigung mit einem Durchsatz von 25 t Luft je 
Stunde oder mehr (*) 

 
  
 (*) vgl. Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

III 700 23 1.1 (1) Kraftwerke und Heizkraftwerke mit Feuerungsanlagen für den Einsatz 
von festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen, soweit die Feue-
rungswärmeleistung  
a) bei Kraftwerken mehr als 150 MW bis max. 900 MW beträgt  
b) bei Heizkraftwerken 300 MW übersteigt 
 

  24 1.12 (1) Anlagen zur Destillation oder Weiterverarbeitung von Teer oder Teerer-
zeugnissen oder von Teer- oder Gaswasser 
 

  25 2.3 (1) Anlagen zur Herstellung von Zementklinker oder Zementen 
 

  26 2.4 (2) Anlagen zum Brennen von Bauxit, Dolomit, Gips, Kalkstein, Kieselgur, 
Magnesit, Quarzit oder Schamotte 
 

  27 3.3 (1) Anlagen zur Stahlerzeugung mit Lichtbogenöfen unter 50 t Gesamtab-
stichgewicht (*) (s. auch lfd. Nrn. 11 und 49) 
 

  28 3.4 (1+2) Anlagen zum Umschmelzen von Altmetall (s. auch lfd. Nrn. 95 und 
151)  
 

  29 4.1a (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von anorganischen Chemikalien 
wie Säuren, Basen, Salze 
 

  30 4.1d (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Halogenen oder Halogener-
zeugnissen 
 

  31 4.1e (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von phosphor- und stickstoff-
haltigen Düngemitteln  
 

  32 4.6 (1) Anlagen zur Herstellung von Ruß  
 

  33 4.1 l (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Kohlenwasserstoffen  
 

  34 7.19 (2) Anlagen, in denen Sauerkraut hergestellt wird, soweit 10 t Kohl  
oder mehr je Tag verarbeitet werden  
 

  35 7.24 (1) Anlagen zur Herstellung oder Raffination von Zucker unter Verwen-
dung  von Zuckerrüben oder Rohzucker  
 

  36 8.1 (1) Anlagen zur teilweisen oder vollständigen Beseitigung von festen  
oder flüssigen Stoffen durch Verbrennen  
 

  37 8.6 (1) Anlagen zur chemischen Aufbereitung von cyanidhaltigen Konzentra-
ten,  
Nitriten, Nitraten oder Säuren, soweit hierdurch eine  
Verwertung als Reststoff oder eine Entsorgung als Abfall ermöglicht  
werden soll 

  37a 8.8 (1) Anlagen zur chemischen Behandlung von Abfällen  
 

  38 - Aufbereitungsanlagen für schmelzflüssige Schlacke (z. B. Hochofen-
schlacke) 
 

  39 - Automobil- und Motorradfabriken sowie Fabriken zur Herstellung  
von Verbrennungsmotoren  
 

 
   
(*) vgl. Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer (Spal-
te) der 

 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

IV 500 40 1.1 (1) Heizkraftwerke und Heizwerke mit Feuerungsanlagen für den Einsatz 
von festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen, soweit die Feue-
rungswärmeleistung  
a) bei Heizkraftwerken von 100 MW bis 300 MW  
b) bei Heizkraftwerken mehr als 100 MW beträgt 
 

  41 1.7 (1) Kühltürme mit einem Kühlwasserdurchsatz von 10.000 m3 oder mehr je 
Stunde 
 

  42 1.8 (2) Elektroumspannanlagen einschließlich der Schaltfelder mit einer  
Überspannung von 110 kV oder mehr (*)  
 

  43 1.9 (1) Anlagen zum Mahlen oder Trocknen von Kohle mit einer Leistung von 
30 t oder mehr je Stunde  
 

  44 1.10 (1) Anlagen zum Brikettieren von Braun- oder Steinkohle  
 

  45 2.8 (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Glas, auch soweit es aus 
Altglas hergestellt wird, einschließlich Glasfasern, die nicht für medizi-
nische oder fernmeldetechnische Zwecke bestimmt sind  
 

  46 2.11 (1) Anlagen zum Schmelzen mineralischer Stoffe 
 

  47 2.13 (2) Anlagen zur Herstellung von Beton, Mörtel oder Straßenbaustoffen  
unter Verwendung von Zement  
 

  48 2.15 (1) Anlagen zur Herstellung oder zum Schmelzen von Mischungen aus 
Bitumen oder Teer mit Mineralstoffen einschließlich Aufbereitungsan-
lagen für bituminöse Straßenbaustoffe und Teersplittanlagen, mit einer 
Produktionsleistung von 200 Tonnen oder mehr je Stunde  
 

  49 3.3 (1) 
3.7 (1) 

Anlagen zur Stahlerzeugung mit Induktionsöfen, Anlagen zum Er-
schmelzen von Gußeisen (s. auch lfd. Nrn. 11 und 27) sowie Eisen-, 
Temper- oder Stahlgießereien, in denen Formen oder Kerne auf kaltem 
Wege hergestellt werden, mit einer Leistung von 80 t oder mehr Gußtei-
le je Monat  
 

  50 3.6 (1+2) 
3.16 (1) 

Anlagen zum Walzen von Metallen und Anlagen zur Herstellung  
von Rohren (*)  
 

  51 3.11 (1+2) Schmiede-, Hammer- und Fallwerke (*)  
 

  52 3.14 (1+2) Anlagen zum Zerkleinern von Schrott durch Rotormühlen mit  
einer Nennleistung des Rotorantriebes von 100 kW oder mehr 

 
   
(*) vgl. Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

IV 500 53 4.1g (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von organischen Chemikalien 
oder Lösungsmitteln wie Alkohole, Aldehyde, Ketone, Säuren, Ester, 
Acetate, Äther 

  54 4.1h (1) Anlagen zur Herstellung von Kunststoffen 
  55 4.1k (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Kunstharzen 
  56 4.1m (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von synthetischem Kautschuk 
  57 4.5 (1) Anlagen zur Herstellung von Schmierstoffen, wie Schmieröle,  

Schmierfette, Metallbearbeitungsöle  
 

  58 4.7 (1) Anlagen zur Herstellung von Kohlenstoff (Hartbrandkohle) oder  
Elektrographit durch Brennen, z. B. für Elektroden, Stromabnehmer  
oder Apparateteile  
 

  59 4.8 (1+2) Anlagen zur Aufarbeitung von organischen Lösungsmitteln  
durch Destillieren mit einer Leistung von 1 t oder mehr je Stunde  
 

  60 5.1 (1) Anlagen zum Beschichten, Lackieren, Kaschieren, Imprägnieren oder 
Tränken von Gegenständen oder bahnen- oder tafelförmigen Materialien 
einschließlich der zugehörigen Trocknungsanlagen,  
- soweit die Lacke organische Lösungsmittel enthalten und von diesen
   250 kg oder mehr je Stunde eingesetzt werden  
- soweit die Menge der Kunstharze, die unter weitgehender Selbstver-
   netzung ausreagieren (Reaktionsharze) 25 Kilogramm oder mehr je
   Stunde beträgt und  
- soweit Kunststoffe oder Gummi unter Einsatz von 250 Kilogramm
   organischen Lösungsmitteln oder mehr je Stunde be- oder verarbeitet
   werden  
 

  62 5.4 (2) Anlagen zum Tränken oder Überziehen von Stoffen oder Gegenständen 
mit Teer, Teeröl oder heißem Bitumen, ausgenommen Anlagen zum 
Tränken oder Überziehen von Kabeln mit heißem Bitumen  
 

  63 5.5 (2) Anlagen zum Isolieren von Drähten unter Verwendung von Phenol- 
oder Kresolharzen  
 

  64 5.6 (2) Anlagen zur Herstellung von bahnenförmigen Materialien auf Streich-
maschinen einschließlich der zugehörigen Trocknungsanlagen unter 
Verwendung von Gemischen aus Kunststoffen und Weichmachern oder 
von Gemischen aus sonstigen Stoffen und oxidiertem Leinöl 
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Abstandsklasse Abstand 

in m 
Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
 IV 500 65 5.8 (2) Anlagen zur Herstellung von Gegenständen unter Verwendung von 

Amino- oder Phenoplasten, wie Furan-, Harnstoff-, Phenol-, Resorcin- 
oder Xylolharzen mittels Wärmebehandlung, soweit die Menge der 
Ausgangsstoffe 10 kg oder mehr je Stunde beträgt 
 

  66 5.9 (2) Anlagen zur Herstellung von Reibbelägen unter Verwendung von Phe-
noplasten oder sonstigen Kunstharzbindemitteln  
 

  67 6.1 (1) Anlagen zur Gewinnung von Zellstoff aus Holz, Stroh oder ähnlichen 
Faserstoffen  
 

  68 7.1 (1) Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Geflügel oder zum Halten 
von Schweinen mit  
a) 51.000 Hennenplätzen,  
b) 102.000 Junghennenplätzen,  
c) 102.000 Mastgeflügelplätzen,  
d) 51.000 Trudhühnermastplätzen,  
e) 1.900 Mastschweineplätzen,  
f) 640 Sauenplätzen oder  
g) 1200 Rinderplätzen 1)  
oder mehr  
 

  69 7.2 (1+2) Anlagen zum Schlachten von  
a) 500 kg oder mehr Lebendgewicht Geflügel oder  
b) 4.000 kg oder mehr Lebendgewicht sonstiger Tiere je Woche  
 

  70 7.3 (1) Anlagen zum Schmelzen von tierischen Fetten mit Ausnahme der Anla-
gen zur Verarbeitung von selbstgewonnenen tierischen Fetten zu Speise-
fetten  in  Fleischereien  mit  einer  Leistung  bis  zu   200 kg  Speisefett 
je Woche  
 

  70a 7.4 (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Tierfutter durch Erwärmen  
der Bestandteile tierischer Herkunft  
 

  71 7.6 (2) Anlage zum Reinigen oder zum Entschleimen von tierischen Därmen 
oder Mägen  
 

  72 7.7 (2) Anlagen zur Zubereitung oder Verarbeitung von Kälbermägen zur Lab-
gewinnung  
 

  73 7.9 (1) Anlagen zur Herstellung von Futter- oder Düngemitteln oder techni-
schen Fetten aus den Schlachtnebenprodukten Knochen, Tierhaaren, 
Federn, Hörnern, Klauen oder Blut  
 

  74 7.11 (1) Anlagen zum Lagern unbehandelter Knochen, ausgenommen Anlagen 
für selbstgewonnene Knochen in  
- Fleischereien, in denen je Woche weniger als 4.000 kg Fleisch  
   verarbeitet werden, und  
- Anlagen, die nicht durch Nr. 69 erfaßt werden 
 

  75 7.21 (1) Mühlen für Nahrungs- oder Futtermittel mit einer Produktionsleistung  
von 500 t je Tag oder mehr  
 

  76 7.23 (1) Anlagen zum Extrahieren pflanzlicher Fette oder Öle, soweit die Menge 
des eingesetzten Extraktionsmittels 1 t oder mehr beträgt 
 

 

1) Die Abstände zwischen Stallgebäuden und Wohnhäusern ergeben sich durch die Darstellung der Emissionsreichweite, ausgehend von der nächstge-
legenen Stallgebäudeaußenwand, bezogen auf Großvieheinheiten (Tierlebendmasse und zugehöriger Geruchsäquivalenzfaktor der verschiedenen 
Rinderarten).  
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

  
IV 500 77 7.25 (2) Anlagen zur Trocknung von Grünfutter, ausgenommen Anlagen zur 

Trocknung von selbstgewonnenem Grünfutter im landwirtschaftlichen  
Betrieb  
 

  77a 8.2 (1) Anlagen zur thermischen Zersetzung brennbarer fester oder flüssiger 
Stoffe unter Sauerstoffmangel (Pyrolyseanlagen)  
 

  78 8.3 (1) Anlagen zur Rückgewinnung von einzelnen Bestandteilen aus festen 
Stoffen durch Verbrennen 
 

  78a 8.10 (1) Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder Behandlung von Abfällen 
i. S. des § 2 Abs. 2 AbfG 
 

  79 9.11 (2) Offene oder unvollständig geschlossene Anlagen zum Be- oder Entladen 
von Schüttgütern, die im trockenen Zustand stauben können, durch 
Kippen von Wagen oder Behältern oder unter Verwendung von Bag-
gern, Schaufelladegeräten, Greifern, Saughebern oder ähnlichen Ein-
richtungen, soweit 200 t Schüttgüter oder mehr je Tag bewegt werden 
können, ausgenommen Anlagen zum Be- oder Entladen von Erdaushub 
oder von Gestein, das bei der Gewinnung oder Aufbereitung von Bo-
denschätzen anfällt  
 

  80 - Deponien für Haus- und Sondermüll  
 

  81 - Autokinos (*)  
 

  82 - Betriebshöfe für Straßenbahnen (*) 
 

  82a - Anlagen zur Produktion von Stoffen durch chemische Umwandlung zur 
thermischen Zersetzung brennbarer, fester oder flüssiger Stoffe unter 
Sauerstoffmangel, zur Destillation, Raffination oder sonstiger Weiter-
verarbeitung von Erdöl, Erdölprodukten, Kohle und Kohleprodukten, 
zur Erzeugung von Gas aus Kohle oder Kohlenwasserstoffen, sofern in 
der Anlage Stoffe mit größeren Mengen als die Mengenschwelle nach 
12. BImSchV Anhang 2 Spalte 2 gehandhabt werden. 
 

 
 (*) vgl. Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

V 300 83 1.5 (1+2) Gasturbinenanlagen zum Antrieb von Generatoren oder Arbeitsmaschi-
nen (*) 
 

  84 1.9 (2) Anlagen zum Mahlen oder Trocknen von Kohle mit einer Leistung  
von 1 t bis weniger als 30 t je Stunde  
 

  85 1.13 (1) 
1.15 (1) 

Anlagen zur Erzeugung von Generator- oder Wassergas aus festen 
Brennstoffen oder Stadt- oder Ferngas aus Kohlenwasserstoffen durch 
Spalten  
 

  86 2.1 (2) Steinbrüche, in denen Sprengstoffe oder Flammstrahler verwendet 
werden  
 

  87 2.2 (2) Anlagen zum Brechen, Mahlen oder Klassieren von natürlichem oder 
künstlichem Gestein einschließlich Schlacke und Abbruchmaterial, 
ausgenommen Klassieranlagen für Sand oder Kies  
 

  88 2.5 (2) Anlagen zum Mahlen von Gips, Kieselgur, Magnesit, Mineralfarben, 
Muschelschalen, Talkum, Ton, Tuff (Traß) oder Zementklinker  
 

  89 2.6 (1) Anlagen zur Gewinnung, Bearbeitung oder Verarbeitung von Asbest 
 

  90 2.7 (2) Anlagen zum Blähen von Perlite, Schiefer oder Ton  
 

  91 2.10 (1) Anlagen zum Brennen keramischer Erzeugnisse unter Verwendung von 
Tonen, soweit der Rauminhalt der Brennanlage 4 m3 oder mehr beträgt  
 

  92 - Anlagen zur Herstellung von Kalksandsteinen, Gasbetonsteinen oder 
Faserzementplatten unter Dampfüberdruck  
 

  93 2.14 (2) Anlagen zur Herstellung von Formstücken unter Verwendung von Ze-
ment oder anderen Bindemitteln in geschlossenen Hallen (*) 

  93a 2.15 (1) Anlagen zur Herstellung oder zum Schmelzen von Mischungen aus 
Bitumen oder Teer mit Mineralstoffen einschließlich Aufbereitungsan-
lagen für bituminöse Straßenbaustoffe und Teersplittanlagen mit einer 
Produktionsleistung von bis weniger als 200 Tonnen je Stunde  
 

  94 3.3 (2) 
3.7 (2) 

Anlagen zum Erschmelzen von Gußeisen oder Stahl mit einer Schmelz-
leistung bis zu 2.5 t je Stunde, Vakuum-Schmelzanlagen für Gußeisen 
oder Stahl mit einer Einsatzmenge von 5 t oder mehr sowie Eisen-, 
Temper- oder Stahlgießereien, in denen Formen oder Kerne auf kaltem 
Wege hergestellt werden, mit einer Leistung von weniger als 80 t Guß-
teile je Monat 
 

  95 3.4 (1+2) 
3.8 (1) 

Schmelzanlagen für Nichteisenmetalle für einen Einsatz von 1000 kg 
oder mehr sowie Gießereien für Nichteisenmetalle (s. auch lfd. Nrn. 28 
und 151) 
 

 
(*) vgl. Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
(Spalte) der 

 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

V 300 96 3.5 (2) Anlagen zum Abziehen der Oberflächen von Stahl, insbesondere von 
Blöcken, Brammen, Knüppeln, Platinen oder Blechen, durch Flämmen  
 

  97 3.9 (1+2) Anlagen zum Aufbringen von metallischen Schutzschichten aus Blei, 
Zinn oder Zink auf Metalloberflächen mit Hilfe von schmelzflüssigen 
Bädern oder durch Flammspritzen 
 

  98 - Anlagen zur Herstellung von Bolzen, Nägeln, Nieten, Muttern, Schrau-
ben, Kugeln, Nadeln oder ähnlichen metallischen Normteilen durch 
Druckumformen auf Automaten (*) 
 

  99 3.9 (1+2) Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Behältern aus Metall in 
geschlossenen Hallen (z. B. Dampfkessel, Container) (*) 
 

  100 3.15 (2) Anlagen zur Herstellung von Schiffskörpern oder -sektionen aus Metall 
in geschlossenen Hallen (*) 
 

  101 3.18 (1) Anlagen zur Herstellung von Eisen- oder Stahlbaukonstruktionen in 
geschlossenen Hallen (*) 
 

  102 - Anlagen zur Herstellung von Akkumulatoren und Batterien 
 

  103 3.21 (1+2) Anlagen zur Herstellung von Aluminium-, Eisen- oder Magnesium-
pulver oder -pasten, von blei- oder nickelhaltigen Pulvern oder Pasten 
oder sonstigen Metallpulvern oder -pasten, ausgenommen Anlagen zur 
Herstellung von Metallpulver durch Stampfen 
 

  104 3.23 (1+2) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von unter Druck gelöstem 
Acetylen (Dissousgasfabriken)  
 
 

  105 4.1f (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Seifen oder Waschmitteln 
durch chemische Umwandlung  
 

  106 4.1p (1) Anlagen, in denen Pflanzenschutz- oder Schädlingsbekämpfungsmittel 
oder ihre Wirkstoffe gemahlen oder maschinell gemischt, abgepackt 
oder umgefüllt werden  
 

  107 4.2 (1+2) Anlagen  zur  fabrikmäßigen  Herstellung  von  Arzneimitteln oder 
Arzneimittelzwischenprodukten ohne chemische Umwandlung 
 

  108 4.3 (2) Anlagen zur Aufarbeitung von organischen Lösungsmitteln durch Des-
tillieren mit einer Leistung von 0,5 t bis weniger als 1 t je Stunde 
 

  109 4.8 (2) Anlagen zum Erschmelzen von Natur- oder Kunstharzen mit einer 
Leistung von 1 Tonne oder mehr je Tag 
 

  110 4.9 (2) Anlagen zur Herstellung von Firnis, Lacken oder Druckfarben mit einer 
Leistung von 10 t oder mehr je Tag 

 
  
  
(*) vgl. Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

V 300 111 5.1 (2) Anlagen zum Beschichten, Lackieren, Kaschieren, Imprägnieren oder 
Tränken von Gegenständen oder bahnen- oder tafelförmigen Materialien 
einschließlich der zugehörigen Trocknungsanlagen - soweit die Lacke 
organische Lösungsmittel enthalten und von diesen 25 kg bis weniger 
als 250 kg je Stunde eingesetzt werden,  
- soweit die Menge der Kunstharze, die unter Selbstvernetzung 
    (Reaktionsharze) 10 Kilogramm bis weniger als 25 Kilogramm je
    Stunde beträgt und  
- soweit Kunstoffe oder Gummi unter Einsatz von 25 Kilogramm bis
   weniger als 250 Kilogramm organischen Lösungsmitteln je Stunde 
verarbeitet werden.  
 

  112 5.2 (1+2) Anlagen zum Bedrucken von bahnen- oder tafelförmigen Materialien 
mit Rotationsdruckmaschinen einschließlich der zugehörigen Trock-
nungsanlagen  
 

  114 5.11 (2) Anlagen zur Herstellung von Polyurethanformteilen oder zum Aus-
schäumen von Hohlräumen mit Polyurethan, soweit die Menge der 
Ausgangsstoffe 200 kg oder mehr je Stunde beträgt, ausgenommen 
Anlagen zum Einsatz von thermoplastischen Polyurethangranulaten  
 

  115 6.2 (2) Anlagen,   die  aus  einer  oder  mehreren  Papiermaschinen  sowie 
Maschinen zur Herstellung von Papier, Karton, Pappe oder Wellpappe 
bestehen (*)  
 

  116 7.1 (1) Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Geflügel oder zum Halten 
von Schweinen mit  
a) 14.000 bis weniger als 51.000 Hennenplätzen,  
b) 28.000 bis weniger als 102.000 Junghennenplätzen,  
c) 28.000 bis weniger als 102.000 Mastgeflügelplätzen,  
d) 14.000 Trudhühnermastplätzen  
e) 525 bis weniger als 1.900 Mastschweineplätzen,  
f) 175 bis weniger als 640 Sauenplätzen oder  
g) 500 Rinderplätzen 1)  
auch soweit nicht genehmigungsbedürftig 
 

  117 7.4 (2) Anlagen zum fabrikmäßigen Verarbeiten von Kartoffeln, Gemüse, 
Fleisch oder Fisch für die menschliche Ernährung durch Erwärmen  
 

  118 7.8 (1) Anlagen   zur   Herstellung   von   Gelatine,  Hautleim,   Lederleim  oder 
Knochenleim  
 

  119 7.10 (1) Anlagen zum Lagern oder Aufarbeiten unbehandelter Tierhaare mit 
Ausnahme von Wolle, ausgenommen Anlagen für selbstgewonnene 
Tierhaare in Anlagen, die nicht durch Nr. 69 erfaßt werden  
 

  120 7.13 (2) Anlagen zum Trocknen, Einsalzen, Lagern oder Enthaaren ungegerbter 
Tierhäute oder Tierfelle 

 
  
 
1)     Die Abstände zwischen Stallgebäuden und Wohnhäusern ergeben sich durch die Darstellung der Emissionsreichweite, ausgehend von der nächst-

gelegenen Stallgebäudeaußenwand, bezogen auf Großvieheinheiten (Tierlebendmasse und zugehöriger Geruchsäquivalenzfaktor der verschiede-
nen Rinderarten).  

 
(*) vgl. Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

V 300 121 7.14 (2) Anlagen zum Gerben einschließlich Nachgerben von Tierhäuten oder 
Tierfellen sowie Lederfabriken  
 

  122 7.22 (2) Anlagen zur Herstellung von Hefe oder Stärkemehlen  
 

  123 7.29 (2) Anlagen zum Rösten von Kaffee mit einer Leistung von 75 kg oder 
mehr je Stunde  
 

  124 7.30 (2) Anlagen zum Rösten von Kaffee-Ersatzprodukten, Getreide, Kakao oder 
Nüssen  
 

  125 7.31 (2) Anlagen zur Herstellung von Lakritz oder Schokolade 
 

  126 7.32 (2) Anlagen zur Herstellung von Milchpulver  
 

  127 8.4 (1+2) Anlagen, in denen feste Abfälle, auf die die Vorschriften des Abfallge-
setzes Anwendung finden, aufbereitet werden sowie Anlagen, in denen 
Stoffe aus in Haushaltungen anfallenden oder aus gleichartigen Abfällen 
durch Sortieren für den Wirtschaftskreislauf zurückgewonnen werden, 
jeweils mit einer Leistung von 1 t oder mehr je Stunde  
 

  128 8.5 (1+2) Kompostwerke  
 

  128a 8.7 (1+2) Anlagen zur Behandlung von verunreinigtem Boden  
 

  128b 8.8 (1) Anlagen zur chemischen Behandlung von Abfällen  
 

  129 9.10 (1) Anlagen zum Umschlagen von festen Abfällen i. S. von § 1 Abs. 1 des 
Abfallgesetzes mit einer Leistung von 100 t oder mehr je Tag, ausge-
nommen Anlagen zum Umschlagen von Erdaushub oder von Gestein, 
daß bei der Gewinnung oder Aufbereitung von Bodenschätzen anfällt  
 

  129a 9.36 (2) Anlagen zur Lagerung von Gülle mit einem Fassungsvermögen von 
2.500 m3 oder mehr  
 

  130 10.7 (2) Anlagen zum Vulkanisieren von Natur- oder Synthesekautschuk unter 
Verwendung von Schwefel oder Schwefelverbindungen, ausgenommen 
Anlagen, in denen  
- weniger als 50 kg Kautschuk je Stunde verarbeitet werden oder  
- auschließlich vorvulkanisierter Kautschuk eingesetzt wird  
 

  131 10.8 (2) Anlagen  zur  Herstellung  von Bautenschutz-, Reinigungs-, Holzschutz- 
oder Klebemitteln mit einer Leistung von 1 t oder mehr je Tag, ausge-
nommen Anlagen, in denen diese Mittel ausschließlich unter Verwen-
dung von Wasser als Verdünnungsmittel hergestellt werden 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 
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Nr. 
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 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

V 300 132 10.9 (2) Anlagen zur Herstellung von Holzschutzmitteln unter Verwendung von 
halogenierten aromatischen Kohlenwasserstoffen 
 

  132a 10.20 (2) Anlagen zur Reinigung von Werkzeugen, Vorrichtungen oder sonstigen 
metallischen Gegenständen durch thermische Verfahren 
 

  132b 10.21 (2) Anlagen zur Innenreinigung von Eisenbahnkesselwagen, Straßentank-
fahrzeugen oder Tankcontainern sowie Anlagen zur automatischen 
Reinigung von Fässern einschließlich zugehöriger Aufbereitungsanla-
gen, soweit die Behälter von organischen Stoffen gereinigt werden, 
ausgenommen  Anlagen, in denen Behälter ausschließlich von Nah-
rungs-, Genuß- oder Futtermitteln gereinigt werden  
 

  133 - Anlagen zum automatischen Reinigen, Abfüllen oder Verpacken von 
Flaschen aus Glas mit einer Leistung von 2.500 Flaschen oder mehr je 
Stunde (*)  
 

  134 - Gattersägen, wenn die Antriebsleistung eines Gatters 100 kW oder mehr 
beträgt sowie Furnier- oder Schälwerke  
 

  135 - Abwasserbehandlungsanlagen mit über 300 kg pro Tag biochemischer 
Sauerstoffbedarf in 5 Tagen im Rohabwasser  
 

  136 - Anlagen zur Gewinnung oder Aufbereitung von Sand, Bims, Kies, Ton 
und Lehm  
 

  137 - Anlagen zur Herstellung von Bauelementen oder in Serien gefertigen 
Holzbauten  
 

  138 - Erdaushub- oder Bauschuttdeponien  
 

  139 - Steinsägereien, -schleifereien oder polierereien  
 

  140 - Anlagen zur Herstellung von Terrazowaren (*)  
 

  141 - Anlagen zur Herstellung von Schienenfahrzeugen  
 

  142 - Preßwerke (*)  
 

  143 - Stab- oder Drahtziehereien (*)  
 

  144 - Schwermaschinenbau  
 

  145 - Emaillieranlagen  
 

  146 - Schrottplätze  
 

  147 - Betriebshöfe der Müllabfuhr oder der Straßendienste (*) 
 

  148 - Speditionen aller Art sowie Betriebe zum Umschlag größerer Güter-
mengen (*)  
 

  148a - Windkraftanlagen mit einer Leistung von mehr als 500 kW (*) 
 
  
  
(*) vgl. Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
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 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

VI 200 149 2.9 (2) Anlagen zum fabrikmäßigen Säurepolieren oder Mattätzen von Glas 
oder Glaswaren unter Verwendung von Flußsäure  
 

  150 2.10 (2) Anlagen zum Brennen keramischer Erzeugnisse unter Verwendung von 
Tonen, soweit der Rauminhalt der Brennanlage 3 m3 oder mehr und die 
Besatzdichte weniger als 300 kg/m3 Rauminhalt der Brennanlage be-
trägt, ausgenommen elektrisch beheizte Brennöfen, die diskontinuierlich 
und ohne Abluftführung betrieben werden  
 

  151 3.4 (1+2) Schmelzanlagen für Nichteisenmetalle für einen Einsatz von 50 bis 
weniger als 1.000 kg (s. auch lfd. Nrn. 28 und 95)  
 

  152 3.8 (2) Anlagen, die aus einer oder mehreren Druckgießmaschinen mit Zuhal-
tekräften von 2 Meganewton oder mehr bestehen  
 

  153 3.10 (2) Anlagen zur fabrikmäßigen Oberflächenbehandlung von Metallen unter 
Verwendung von Fluß- oder Salpetersäure, ausgenommen Chromatie-
ranlagen  
 

  154 3.20 (2) Anlagen zur Oberflächenbehandlung von Stahlbaukonstruktionen, 
Werkstücken für Stahlbaukonstruktionen oder Blechteilen mit 
Strahlmitteln, ausgenommen Anlagen, die geschlossen sind und bei 
denen das Strahlmittel im Kreislauf gefahren wird  
 

  155 5.7 (2) Anlagen zur Verarbeitung von flüssigen ungesättigten Polyesterharzen  
mit Styrol-Zusatz oder flüssigen Epoxidharzen mit Aminen zu  
a) Formmassen (z. B. Harzmatten oder Faser-Formmassen) oder  
b) Formteilen  oder  Fertigerzeugnissen,  soweit  keine geschlossenen
    Werkzeuge (Formen) verwendet werden,  
für einen Harzverbrauch von 500 kg oder mehr je Woche, z. B. Boots-
bau, Fahrzeugbau oder Behälterbau  
 

  156 5.10 (2) Anlagen   zur  Herstellung  von  künstlichen  Schleifscheiben, -körpern, 
-papieren oder -geweben unter Verwendung organischer Binde- oder 
Lösungsmittel  
 

  157 7.1 (1) Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Geflügel oder zum Halten 
von Schweinen mit  
a) 3.200 bis weniger als 14.000 Hennenplätzen,  
b) 6.400 bis weniger als 28.000 Junghennenplätzen,  
c) 6.400 bis weniger als 28.000 Mastgeflügelplätzen,  
d) 3.200 bis weniger als 14.000 Trudhahnmastplätzen,  
e) 102 bis weniger als 525 Mastschweineplätzen,  
f) 40 bis weniger als 175 Sauenplätzen oder  
g) bis 250 Rinderplätzen 1)  
auch soweit nicht genehmigungsbedürftig  
 

  158 7.5 (2) Anlagen zum Räuchern von Fleisch- oder Fischwaren, ausgenommen  
- Anlagen in Gaststätten  
- Räuchereien mit einer Räucherleistung von weniger als 1.000 kg
   Fleisch oder Fleischwaren je Woche  
 

 
1) Die Abstände zwischen Stallgebäuden und Wohnhäusern ergeben sich durch die Darstellung der Emissionsreichweite, ausgehend von der  nächst-
gelegenen Stallgebäudeaußenwand, bezogen auf Großvieheinheiten (Tierlebendmasse und zugehöriger Geruchsäquivalenzfaktor der verschiedenen 
Rinderarten). 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

VI 200 159 7.20 (2) Anlagen zum Trocknen von Getreide, Malz oder Tabak unter Einsatz 
von Gebläsen, ausgenommen Anlagen zur Trocknung von selbstgewon-
nenem Getreide oder Tabak im landwirtschaftlichen Betrieb 
 

  160 7.21 (2) Mühlen für Nahrungs- oder Futtermittel mit einer Produktionsleistung 
von 100 t bis weniger als 500 t je Tag 
 

  161 7.27 (2) Melassebrennereien, Biertreibertrocknungsanlagen oder Brauereien mit 
einem Ausstoß von 5.000 hl Bier oder mehr je Jahr 
 

  162 7.28 (2) Anlagen zur Herstellung von Speisewürzen aus tierischen oder pflanzli-
chen Stoffen unter Verwendung von Säuren 
 

  162a 8.9 (2) Anlagen zur Lagerung und Behandlung von Autowracks; lfd. Nr. 52 
bleibt unberührt 
 

  162b 8.11 (2) Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung und Behandlung von Abfällen 
 

  163 10.10 (2) 
10.11 (2) 

Anlagen zum Färben oder Bleichen von Flocken, Garnen oder Geweben 
unter Verwendung von Färbebeschleunigern, alkalischen Stoffen, Chlor 
oder Chlorverbindungen einschließlich der Spannrahmenanlagen, aus-
genommen Anlagen, die unter erhöhtem Druck betrieben werden 
 

  164 - Automatische Autowaschstraßen  (*) 
 

  165 10.15 (2) Prüfstände für oder mit Verbrennungsmotoren oder Gastrubinen mit 
einer Leistung von 300 kW oder mehr 
 

  165a 10.24 (2) Krematorien 
 

  165b 10.25 (2) Kälteanlagen mit einem Gesamtinhalt an Kältemitteln von 30 t Ammo-
niak oder mehr 
 

  166 - Anlagen zum Bau von Kraftfahrzeugkarosserien und –anhängern 
 

  167 - Maschinenfabriken oder Härtereien 
 

  168 - Pressereien oder Stanzereien  (*) 
 

  169 - Anlagen zur Herstellung von Kabeln unter Verwendung von Bitumen 
 

  170 - Anlagen zur Herstellung von Möbeln, Kisten und Paletten aus Holz und 
sonstigen Holzwaren 
 

 
(*) vgl.Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

VI 200 171 - Zimmereien  (*) 
 

  172 - Fleischzerlegungsbetriebe ohne Verarbeitung 
 

  173 - Auslieferungsläger für Tiefkühlkost  (*) 
 

  174 - Brotfabriken oder Fabriken zur Herstellung von Dauerbackwaren 
 

  175 - Margarine- oder Kunstspeisefettfabriken 
 

  176 - Milchverwertungsanlagen ohne Trockenmilcherzeugung 
 

  177 - Autobusunternehmen, auch des öffentlichen Personennahverkehrs  (*) 
 

  178 - Anlagen zum Be- oder Entladen von Schuttgütern bei Getreideannah-
menstellen, soweit weniger als 200 t Schüttgüter je Tag bewegt werden 
können, ausgenommen Anlagen zur Aufnahme von selbstgewonnenem 
Getreide im landwirtschaftlichen Betrieb 
 

 
(*) vgl.Nr. 2.224 und Nr. 2.225 
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Abstandsklasse Abstand 
in m 

Lfd.  
Nr. 

Nummer 
 (Spalte) der 
 4. BImSchV 

Betriebsart 

 
  

VII 100 179 2.6 (2) Anlagen zum mechanischen Be- oder Verarbeiten von Asbesterzeugnis-
sen auf Maschinen 
 

  180 7.4 (2) Betriebe zur Herstellung von Fertiggerichten (Kantinendienste, Cate-
ring-Betriebe) 
 

  180a 10.25 (2) Kälteanlagen mit einem Gesamtinhalt an Kältemitteln von 3 bis weniger 
als 30 t Ammoniak 
 

  181 - Schlossereien, Drehereien, Schweißereien oder Schleiferien 
 

  182 - Anlagen zur Herstellung von Kunststoffteilen ohne Verwendung von 
Phenolharzen 
 

  183 - Autolackierereien 
 

  184 - Tischlereien oder Schreinereien 
 

  185 - Tapetenfabriken, dien nicht durch lfd Nrn. 112 oder 113 erfaßt werden 
 

  186 - Fabriken zur Herstellung von Lederwaren, Koffern oder Taschen sowie 
Handschuhmachereien oder Schuhfabriken 
 

  187 - Kompostierungsanlagen 
 

  188 - Anlagen zur Herstellung von Reißspinnstoffen, Industriewatte oder 
Putzwolle 
 

  189 - Spinnereien oder Webereien 
 

  190 - Kleiderfabriken oder Anlagen zur Herstellung von Textilien 
 

  191 - Großwäschereien oder große chemische Reinigungsanlagen 
 

  192 - Betriebe des Fernseh-, Rundfunk-, Telefonie-, Telegrafie- oder Elektro-
gerätebaus sowie der sonstigen elektronischen oder feinmechanischen 
Industrie 
 

  193 - Bauhöfe 
 

  194 - Anlagen zur Kraftfahrzeugüberwachung 
 

  195 - Kraftfahrzeug-Reparaturwerkstätten 
 

  196 - Anlagen zur Runderneuerung, soweit weniger als 50 kg  je Stunde Kau-
tschuk eingesetzt werden 
 

  196a - Lager für brennbare Flüssigkeiten oder Chemikalien, sofern die Lager-
kapazität größere Stoffmengen als Mengenschwelle nach 12. BimSchV 
Anhang 3 ermöglichen (Bezug TRbF 110 und TRB 801 A 25) 1) 

 
1)  Für Flüssigkeitslager ist in der „Technischen Regel Behälter“ die Abstufung feiner geregelt und als „Regelabstand“ erklärt. Grundsätzlich gilt, daß  
   abstandsersetzende Maßnahmen nur bis zu den halbierten Regelabständen der TRB 801 A 25 zulässig sind. 
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Anlage 2 
Genehmigungsbedürftige Anlagen, die nicht in die Abstandsliste aufgenommen worden sind 
 
 
Nummer (Spalte) 
Der 4. BImSchV 

Hinweis auf Anlagenart 
(Kurzbezeichnung) 

Bemerkungen 

 
1.2 (1+2) 
1.3 (1+2) 
 
1.4 (2) b 

Feuerungsanlagen für den 
 Einsatz von festen, flüssigen 
und gasförmigen Brennstoffen 
Verbrennungsmotoranlagen 

Die genannten Anlagearten sind häufig Teile- oder Nebeneinrich-
tungen anderer Anlagen, die dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstück oder des Baugebietes selbst 
dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. 
 

2.15 (2) Anlagen zur Herstellung oder 
zum Schmelzen von Mischungen 
aus Bitumen oder Teer mit Mi-
neralstoffen einschließlich Auf-
bereitungsanlagen für bituminöse 
Straßenbaustoffe und Teersplitt-
anlagen, von denen den Umstän-
den nach zu erwarten ist, daß sie 
nicht länger als während der 
zwölf Monate, die auf die Inbe-
triebnahme folgen, an demselben 
Ort betrieben werden; 
 

Diese Anlagen sind nicht aufgenommen worden, da sie wegen der 
kurzzeitigen Standortbezogenheit den planungsrechtlichen Fest-
setzungen nicht zugänglich sind. 

3.13 (1) Sprengstoffverformung Beim Sprengstoffverformen im Vakuum sind im wesentlichen 
Sicherheitsaspekte maßgebend, während beim Sprengverformen 
im Freien, wegen des lauten Knalles, Abstände über 2.000 m 
notwendig sind. Ein fester Abstand im Sinne der Abstandsliste 
kann daher nicht festgelegt werden. 
 

9.1-9.9 
9.12-9.14 

Lagerung, Be- und Entladen von 
Stoffen 

Kein Immissionsschutzproblem bei bestimmungsgemäßem Be-
trieb. 
 

10.1 (1) Sprengstoffe Diese Anlage gehören ausschließlich in den Außenbereich. 
Schutzabstände ergeben sich nach dem Sprengstoffrecht. 
 

10.17 (2) Motorsportanlagen Anlagen zur Ausübung des Motorsports, ausgenommen Mo-
dellsportanlagen, zeigen in der Ausgestaltung des Einzelfalls ein 
vielfältiges Bild. Durch Einsatz unterschiedlichen Gerätes und 
durch Unterschiede in der Nutzungsintensität ergeben sich unter-
schiedlich große Einwirkungsbereiche. Im allgemeinen wird ein 
Abstand von mindestens 1.500 m als notwendig angesehen. 
 

10.18 (2) Schießstände für Handfeuer-
waffen und Schießplätze 

Eine typisierende Betrachtung des Störgrades derartiger Anlagen 
ist wegen der hohen Vielfalt im Einsatz von Munition und Waffen 
sowie der Gestaltung der Anlagen nicht möglich.  

 
Für folgende Anlagen mit Anlagearten stehen derzeit noch keine ausreichenden Untersuchungsergebnisse zur Verfügung, um hinrei-
chend gesicherte Abstände für Planungszwecke zu definieren: 
 
1.16 (1), 3.22 (2), 4.1 i (1), 4.1 l (1), 4.1 n (2), 4.1 o (1), 7.16 (1 ) bis 7.18 (1), 7.26 (2), 7.33 (2), 10.2 (1) bis 10.6 (2) und 10.20 (2) 
bis 10.25 der 4. BImSchV  
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Anlage 3 
Empfehlung zur Zulässigkeit von genehmigungsbedürftigen Anlagen in Gewerbegebieten bei der Bauleitplanung 
 
 
Die Zulässigkeit der in der 4.BimSchV aufgeführten Anlagen in Gebieten nach §§ 8, 9 Baunutzungsverordnung ist nach § 15 dersel-
ben Verordnung nicht allein nach den verfahrensrechtlichen Einordnungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der auf seiner 
Grundlage erlassenen Verordnungen zu beurteilen. 
 
Daher wird empfohlen, grundsätzlich die in der 4. BimSchV genannten Anlagen aus Gründen des Immissionsschutzes nur in Indust-
riegebieten und die nachfolgend aufgeführten Anlagen in Gewerbegebieten als zulässig anzusehen. 
 
Bei gegebenem Anlaß, z. B. bei Vorliegen einer fortschrittlichen die Immissionslage verbessernden Technologie, ist eine auf das 
konkrete Vorhaben bezogene Zulässigkeitsprüfung durchzuführen, die ergeben kann, daß das Vorhaben auch in weiteren Baugebie-
ten als lediglich in Industrie- und Gewerbegebieten zulässig ist. 
 
 

Lfd. Nr. Nummer der 4. BImSchV Spalte Lfd. Nr. der Abstandslist 
1 1.4 (2) b Anlage 2 
2 1.5 (2) 83 
3 1.8 (2) 42 
4 2.6 (2) 179 
5 2.9 (2) 149 
6 2.10 (2) 150 
7 2.14 (2) 93 
8 3.4 (2) 151 
9 3.8 (2) 152 

10 3.10 (2) 153 
11 3.20 (2) 154 
12 4.3 (2) 107 
13 4.8 (2) 108 
14 7.20 (2) 159 
15 7.21 (2) 160 
16 7.27 (2) 161 
17 7.29 (2) 123 
18 7.31 (2) 125 
19 7.32 (2) 126 
20 10.7 (2) 130 
21 10.8 (2) 131 
22 10.11 (2) 163 
23 10.15 (2) 165 
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Von den in der  Abstandsliste (Anlage 1 zur Abstandsleitlinie) genannten Betriebsarten sollen folgende lfd. Nrn. im Außenbereich 
errichtet werden: 
 

Lfd. Nr. der Abstandsliste Nummer der 4. BImSchV Spalte 

19 
20 
68 
80 
86 
116 
128 
135 
136 
138 
157 

7.12 
7.15 
7.1 
- 

2.1 
7.1 
8.5 
- 
- 
- 

7.1 

(1) 
(1) 
(1) 
- 

(2) 
(1) 
(1) 
- 
- 
- 

(1) 

 
 
Genehmigungsbedürftige Anlagen können dann als Nebenanlagen in allen Baugebieten zugelassen werden, wenn es sich um Teile 
der in diesen Baugebieten sonst zulässigen Vorhaben handelt; hierbei ist § 15 BauNVO zu beachten. 
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Anlage 4 
 
Abstand von Hochspannungsfreileitungen und den Oberleitungen der Deutschen Bahn AG zu Wohnbebauungen und ande-
ren schutzbedürftigen Einrichtungen, die dem längerandauernden Aufenthalt (größer 6 Stunden pro Tag) von Menschen 
dienen 
 
 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen und der Planung neuer Energieversorgungstrassen sind bei einer  installierten Spannung ab 
110 kV ein Abstand 30 m und ab einer installierten Spannung von 380 kV ein Abstand von 50 m zu den äußeren Trassengrenzen 
einzuhalten. 
 
 
 
 
Abstand von ortsfesten Funksendestellen mit einer Sendeleistung größer als 10 Watt (EIRP) zu Wohnbebauungen und ande-
ren schutzbedürftigen Einrichtungen, die dem längerandauernden Aufenthalt (größer 6 Stunden pro Tag) von Menschen 
dienen 
 
 
Der radiale Abstand von der Mitte des Antennenträgers soll i.d.R. gleich der Höhe der höchsten Montagehöhe der Sendeantenne sein, 
aber nicht geringer als 50 m. Eine Unterschreitung im Einzelfall ist möglich, wenn der Betreiber nachweist, daß die Grenzwerte 
gemäß DIN 0848 um den Faktor 10 unterschritten werden. 
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Anlage 5 
Erläuterungsberichte zu jeder Betriebsart 
 
 
Es wird empfohlen, die vom Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen veröffent-
lichten Erläuterungsberichte als Grundlage der Betrachtung zu nehmen. 
 
 
Die Fundstellen sind: 
 
- Runderlaß des Ministers für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom 21. März 1990 – V B 3 – 8804.25.1, MBl. S. 504 
 
- Druckschrift des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NRW „Immissionsschutz in der Bauleitplanung“,  
   Düsseldorf 1990 
 
 
Anmerkungen zu den Erläuterungsberichten 
 
Die Erläuterungsberichte enthalten Ausführungen über die für die betreffenden Betriebsarten typischen Emissionen wie Luftverun-
reinigungen, Lärm und Erschütterungen, informieren über relevante Emissionsbereiche und machen deutlich, welche Emissionsart 
die für die Abstandsbestimmung maßgebliche Größe darstellt. Darüber hinaus ist, um die emissionsbedeutsamen Faktoren besser 
erkennen und beurteilen zu können, in vielen Berichten noch eine Kurztechnologie vorangestellt worden. 
 
Die Erläuterungsberichte sind durchweg allgemein gehalten, d. h. sie beschreiben und bewerten das Emissionsverhalten einer für die 
Gewerbe- oder Industriesparte typischen, dem Stand der Technik entsprechenden Betriebsart. Es gibt aber auch Berichte, die sich auf 
einen speziellen Betriebszuschnitt beziehen und die auf diesen Sachverhalt auch die Festlegung des Schutzabstandes gründen. Der 
Informationsgehalt derartiger Berichte ist deswegen nicht weniger wertvoll, da hier die Zusammenhänge offengelegt sind und für 
eine Einzelfallentscheidung maßgebliche Anhaltspunkte liefern können. 
 
An dieser Stelle wird noch einmal ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die Regelabstände der Abstandsliste als Richtwerte zu ver-
stehen sind, die, sofern die Betriebsarten dem Stand der Technik entsprechen, einen ausreichenden Schutz vor unzumutbaren Beein-
trächtigungen der Bewohner benachbarter Wohngebiete sicherstellen. Sie haben somit praktisch die Funktion einer „Achtungsgren-
ze“, d. h.: Wird diese Grenze überschritten (hier: Regelabstand überschritten), sind Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen der Wohnbevölkerung nicht mehr auszuschließen – es sei denn, besondere Betriebs- oder Ausbreitungsverhältnisse 
würden die der Abstandsfestlegung zugrundeliegende Situation so positiv verändern, daß trotz „Grenzwertüberschreitung“ nicht mit 
unzumutbaren Beeinträchtigungen zu rechnen ist. 
 
 
Das trifft z. B. zu, wenn 
 
- durch über den Stand der Technik hinausgehende Maßnahmen die staubförmigen Emissionen einer Anlage weit unter den in der 

TA Luft vorgegebenen Immissionswerten liegen, 
 
- durch eine atypische Betriebsweise – z. b. Speditionsbetrieb verzichtet auf Nachtarbeit – nur  die Einhaltung der Lärm-

immissionswerte für den Tagzeitwert ausschlaggebend ist, oder 
 
- durch einen  zwischen lärmemittierender Anlage und Wohngebiet liegenden Damm die Lärmemissionen zu einem wesentlichen  

Teil abgeschirmt werden. 
 
 
In solchen Fällen sind dann Einzelfalluntersuchungen geboten, die um so leichter durchgeführt werden können, je mehr abstandsbe-
zogene Informationen, z. B. über die betriebstypischen Emissionen und dem Stand der Technik entsprechenden Minderungsmaß-
nahmen, über die typischen Betriebsweise und über die vorherrschende Emissionsart der in der Abstandsliste jeweils genannten 
Betriebsart, vorliegen. Hierfür sollen die Erläuterungsberichte zumindest einen Teil der benötigten Information liefern und auf diese 
Weise bei der Entscheidungsfindung behilflich sein. 
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 Solche Einzelfalluntersuchungen und Entscheidungen können z. B. erforderlich werden, wenn 
 
- von Ausnahme- und Befreiungsmöglichkeiten nach § 31 des Baugesetzbuches (BauGB) Gebrauch gemacht wird (vgl. Nr. 2.3.1.1  

b) der Abstandsleitlinie), 
 
- bei der Ausweisung  von Industrie- oder Gewerbegebieten, deren Nutzung in allen Einzelheiten bekannt ist, von den zuständigen  

Immissions- und Strahlenschutzbehörden ein Lösungsvorschlage unterbreitet wird (vgl. Nr. 2.3.1.3 b) der Abstandsleitlinie) oder 
 
- bei der Ausweisung von Wohngebieten in der Nachbarschaft von bereits bestehenden und vollbesiedelten Industrie- oder Gewer- 

begebieten von den zuständigen Immissions- und Strahlenschutzbehörden eine Stellungnahme abgegeben wird (vgl. Nr. 2.3.2.1 
b) der Abstandsleitlinie). 

 
Während in den beiden letzten Fällen allein die zuständigen Immissions- und Strahlenschutzbehörden die Untersuchungen durchzu-
führen und die Entscheidung zu treffen haben, sind im ersten Fall die Baugenehmigungsbehörde, die Gemeinde und bei Befreiungen 
auch die höhere Verwaltungsbehörde in den Entscheidungsprozeß einbezogen; die zuständigen Immissions- und Strahlenschutzbe-
hörden werden hier in der Regel nur im Rahmen der Untersuchung tätig. 
 
Ferner ist davon auszugehen, daß die Erläuterungsberichte auch für die Gemeinden als Träger der Planungshoheit von Nutzen sind 
und diese in ihnen hilfreiche Anregungen für die rechte Abwägung in Planungsentscheidungen finden können. 
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